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Vorbemerkung. 


Die auf den folgenden Blättern vorgelegte Darftellung ver. 
dankt ihre Entjtehung einer Anfang Oktober d. J. ergangenen 
Anregung aus dem. Borftande des „Bereins für Tchlesmig-holiteis- 
niſche Kirchengeſchichtet. Gemäß diefer Anregung verfolgt fie 


nicht wiſſenſchaftliche Interefjen, Jondern möchte dem kirchlich 


interefjierten Laien helfen, ſich insbejondere über die bisherige 
Beftalt der Landeskirche und über die Hauptprobleme klar zu 
werden, die die am 25. September 1921 gemählte Landes 
kirchenverſammlung zu bemältigen haben wird, damit er an 
den Wrbeiten der Berjammlung inneren Anteil nehmen und 
diefe dadurch fördern kann!). Sie beruht in ihrem gejchidht- 
lihen und allgemeinen Teile wefentlich auf einer im Jahre 1916 
in den „Schriften des Vereins für fchlesmwig-holjteinifche Kirchen⸗ 
geſchichte“ (1. Reihe, größere .PBublikationen, 8. Heft) erfchienenen 
Schrift „Die rechtliche Stellung des ſchleswig-holſteiniſchen Konſi⸗ 
ftoriums“. Auf jene Schriftenreihe und auf diejes Bud) darf ver 
wiejen werden, wer fid) eingehender für die ſchleswig-holſteiniſche 
Landeskirche intereffiert. In dem genannten Buche ift die Haupts 
literatur über das Landeskirchenproblem aufgeführt. Wer über 
die Anteilnahme an den Arbeiten der Landeskirchenverſammlung 
hinaus unferer Landeskirche zu dienen beabfidhtigt, wer zumal am 
Leben der Landeskirdhe teilnehmen möchte, dem ſei empfohlen, 
Mitglied des Bereins für ſchleswig-holſteiniſche Kirhengefhichte 
zu werden. Er wird aus den Schriften des Vereins, der fi) um 
die Erkenntnis des Werdens der Landeskirhe bemüht, lebhafte 
Förderung feiner Kenntniffe und feines Verftändniffes erfahren. 
Dem Verein, der neuer Mitglieder bedarf, wird er durd) feine Mit- 
gliedfehaft helfen können, damit zugleich) der Landeskirche und 
unferer jchlesmwig-holfteiniihen Heimat ?). 


1) In dem Drientierungszwede ift auch der Aufbau diefer Schrift be- 
gründet. Sonft würde 3. B. das landesherrliche Kirchenregiment an einer, 
nicht an zwei Stellen behandelt worden fein, ſowohl in dem gefchichtliden 
Er als auch in dem Abſchnitte „Grundfragen der fünftigen Ver—⸗ 
affung“. | 
2) Val. den auf dem Umfchlage abgedrudten Auszug aus den Sabun- 
gen-des Vereins. 
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Dieſe Schrift nimmt gemäß ihrer Aufgabe, zu orientieren, zu 
den ſchwebenden Problemen nicht ſelbſt Stellung. 


Wenn eine Anregung geſtattet iſt, die nicht politiſchen, ſon⸗ 
dern organiſatoriſchen Charakter hat) jo möchten wir die Schaf— 
fung einer Breffeabteilung beider künftigen Zen- 
tralvermwaltungsbehörde der Kirche vorſchlagen. Es 
wird der Begründung hierfür in unjerem Zeitalter der öffentlichen 
Meinung kaum bedürfen. So ficher, wie es ijt, daß die Kirchen 
innerlid und äußerlid) erledigt find, wenn fie den Univerfalitäts- 
aniprud) aufgeben, d. h. den Anſpruch, von ihrem Inhalte als dem 
zentralen Werte aus das Dajein zu prägen und um ihn zu grup- 
pieren, — jo gewiß können die Kirdyen nicht mehr ohne Fühlung 
mit der Preſſe leben. Angefihts des komplizierten Charakters 
des „Organs der öffentlichen Meinung“ aber genügt es ſchwerlich, 
einen Referenten in der Kirchenvermwaltung unter anderem 
mit den Preffeangelegenheiten zu betrauen. Eine eigene Wbteilung 
dürfte notwendig fein, etwa nad) der Art der Preffeabteilung des 
deutſchen Ausmärtigen Amtes, die bei den Regierungen aller Län 
der in hohem Anſehen jteht. Natürlich braucht die Prefjeabteilung 
der Kirchenregierung nicht den gleichen Umfang zu haben mie die 
des Ausmärtigen Amtes. Ein Referent, menn er ein Mann von 
den erforderliden Eigenjchaften ift, würde, ausgeftattet etma mit 
einer oder zwei Schreibkräften, genügen. Dies würde freili an 
Behältern, Bureau:, Reife: und anderen Ausgaben eine Belaftung 
des kirchlichen Etats bedeuten. Für die Kirche aber würde ein 
Nutzen geſchaffen werden, der jchlechterdings „unbezahlbar“ wäre, 
wenn diefer Ausdruck erlaubt ift. 


Was die fyftematifhen Borarbeiten für die neue Lan— 
beskirchenverfaffung betrifft, jo find, fomeit uns bekannt ijt, bis- 
ber folgende Berfaffungsentmürfe ausgearbeitet worden: 

1. ein Entwurf des Konjfiftoriums; im Drud erfchienen 
und vom Konfiftorium beziehbar; die neuefte zur Vorlage auf 
der Zanderskirchenverfammlung beftimmte Faſſung konnte für 
dieſe Arbeit leider nit mehr berükfichtigt werden; 

2. ein von dem Juſtizrat Dr. Ubraham und dem Profeffor der 
Theologie D. Sellin ausgearbeiteter Entwurf; nicht gedruckt; 
ein Exemplar befindet fih auf dem Konfiftorium; 

3. Richtlinien für die Verfaffung, aufgeftellt vom „Bereinder 

Freunde evangelifher Freiheit“; 

4, ein Teilentwurf, bearbeitet von Paftor Hanf en - Altona-Ot- 
tenfen, Quftizrat Hems-Nendsburg, Juſtizrat Dr. Löh— 
mann: Slensburg, Propft Meifort-Neumünfter, Landrat 
Stelßer-NRendsburg, Paftor Tonnefen - Rendsburg; zu 
beziehen durch die Wochenschrift „Die Landeskirdye“-Bordes- 
holm bei H. H. Nölke ©. m. b. H.; 





5. lehrreich für die Art, wie das Verfaffungsproblem als Ganzes 
angefaßt werden kann, iſt ein geiftooller Aufſatz des Landrats 
Stelßer-Rendsburg „Kirchenvolk, Kirchenvermwaltung und 
geijtlihe Leitung“ in der Wochenſchrift „Die Landeskirche“, 
2. Jahrgang, Nr. 36, vom 11. September 1921. Geine Lektüre 
darf darum angelegentlichſt troß Dan in manchen Punk⸗ 
ten empfohlen werden. 


| Es beſtand urfprünglid) die Abficht, diefe Schriftſtücke unſerer 
Schrift als Anlage beizufügen. Da ſie jedoch noch nicht alle in allen 
Punkten fertig waren, als dieſe Schrift Mitte Oktober im Manu⸗ 
[kript fertig gejtellt war,. und zumal weil die erforderlichen Gelder 
nit zur Verfügung ftanden, ift einftweilen von der Vereinigung 
mit diefer Schrift abgejehen morden. Falls die nötigen Gelder joll- 
ten aufgebracht werden können, werden fie einer eventuellen zmei- 
ten Auflage diefer Schrift als Anlage angefügt werden oder als 
bejonderes Heft erjcheinen. Sollte diefer oder. jener Leſer diejer 
Schrift imfjtande und millig fein, einen Betrag zur Drucklegung 
der Entwürfe — deren Bedeutung für das Werk der Verfaflung- 
gebung wohl nicht unterftrihen zu werden braucht — zur Verfü- 
gung zu ftellen, jo würde dies dankbar begrüßt werden. Erforder- 
lich find ca. 34000 Mk. Der Berfaffer diefer Schrift ift zur Ent- 
gegennahme von Beiträgen bereit, auch wenn fie klein find. Viele 
Wenig maden ja ein Viel. Würden die zufammenkommenden Bel: 
der zur Drucklegung nicht hinreichen, jo würde man ſich ermächtigt 
halten, die aufgebradte Summe dem Konfiftorium für einen lan- 
deskirchlichen Zweck zur Verfügung zu jtellen. 


Kiel, Düppelftraße 5, im November 1921. 


Einleitung. 


. Eine nidyt unbedeutende Bewegung ift im Laufe des legten 
‚Jahres durd) das kirchliche Leben Schleswig-Holfteins gegangen. 
- Eine landeskirdhlide Vertretung follte gemählt werden, um der 
Kirche Schleswig-Holfteins eine neue Berfaffung zu geben, nad): 
dem die Ummälzungen jeit dem Qahre 1918 mie dem gefamten 
öffentlichen Leben, jo auch den kirchlichen Angelegenheiten Deutſch— 
lands die alten Grundlagen entzogen hatten. Fragen, die feit 
langem ihre Beantwortung gefunden zu haben jchienen, find für 
die Gemüter der beteiligten Menſchen wieder Fragen gemorden. 
Zu ihnen gehört das LZandeskirdyenproblem. Für viele hat diefe 
Trage gelautet: Brauchen wir nod) eine Landeskirche? Viele ha- 
ben fie mit „Nein“ beantwortet. Die ftarke Austrittsbemegung 
ift ein Zeichen dafür. Die Beweggründe der Ausgetretenen werden 
im mejentlichen dem individualiftifcheintellektualiftifchen Beifte des 
gegenwärtigen Zeitalters entiprungen fein. Daneben gibt es an= 
dere weite Kreife, denen im Gegenſatze zu der überwiegenden Zahl 
der Ausgetretenen die Pflege des Religiös-Kirchlichen, wie es die 
Landeskirche bietet, nicht genügt, die ein ftärkeres Bemeinichafts- 
leben münchen. ‚Mögen fie die Frage „Landeskirche oder nicht?“ 
auch nit mit einem „Nein“ beantmorten, eine Frage mird fie 
ihrem Bemüte doch bedeuten. 


Sn ſolchen Erwägungen liegt vielleiht mand) berehtidies 
Moment. Dennod find die Gründe jtärker, die für die Erhaltung 
der Landeskirche fprechen, fo zumal für die Erhaltung der jchles- 
wigholfteinifchen Landeskirche. Bon diefen Gründen feien hier 
zwei genannt, die vielleicht nicht einmal die bedeutendften find. 
Der eine Grund ift ein materieller, der andere ein ideeller. 


Der materielle Grund. 

Die Abihaffung der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche und 
etwa ihre Erfegung durch ein Syftem freier Bereinskirdhen ift nicht 
möglich, weil dem kirchlichen Leben damit die erforderlichen äu— 
Beren Mittel entzogen werden würden. Wohl würden einzelne 
große oder wohlhabende kleinere Bemeinden imftande fein, Kir- 
hen, Paſtoren und den gejamten kirchlichen Apparat zu unter: 
halten, die Mehrzahl der Gemeinden jedod) ſchwerlich. Denn die 
fchlesmig-holfteinifhe Bevölkerung ift nicht — mie die nordameri- 
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kanifche — daran’ gewöhnt, die erforderlihen Summen gemiffer: | 


maßen privatim der Kirche zur Verfügung zu ftellen. Die kird)- 
lihe Berforgung des ganzen Landes kann vielmehr nur ficher- 
geftellt werden, wenn das ganze Land an der Kirche intereffiert 
it und wenn die Kirde als ein Organ des Landes dajteht. 


Die Summen, um die es fi) handelt, find jo groß — viele Milli-. 
onen jährlich —, daß nicht einmal die ſchleswig-holſteiniſche Lan⸗ 


deskirdhe als Banzes fie bisher aufbringen konnte. Der preußi- 
ſche Staat hat bisher mit jährliden Zuſchüſſen, Dotationen ge— 
nannt, geholfen. So wird es nod) bleiben müſſen, bis die durch 


den Artikel 138 der neuen Reihhsverfaffung vorgejchriebene Ab-⸗ 


löfung der Staatsleiftungen ftattgefunden hat. Die Auseinander- 
fegung mit dem Staate über die Unterftüßungsfrage aber — und 
dies ift ein weiterer materieller, wenn aud) nur jfekundärer Grund 
für die Erhaltung einer einheitlichen Landeskirche — kann leichter 
erfolgen, menn dem Staate in einer Landeskirche ein einheitlicher 
Organismus gegenüberfteht, als wenn die kirdhlihen Intereſſen 
von vielen Einzelgemeinden geltend gemacht werden und aljo zer- 
fplittert find. 

I Der ideelle Grund. 


Die Erhaltung der Landeskirche ift des weiteren durch die 
Bemußtjeinslage der jchlesmwig,holfteinifchen Bevölkerung gefor- 
dert. Schleswig-Holſtein bejißt eine geiftige Eigenart. In dem 
Stolze, ein Schleswig-Holjteiner zu fein, kommt dies zum Aus—⸗ 
drucke und in der ſchleswig-holſteiniſchen Befchichte hat dies feinen 
Grund Schleswig und Holjtein waren früher eigene Fürften- 
fümer. In der Wahrung der befonderen jchlesmig=holfteiniichen 
Güter haben die Herzogtümer einft ihre Aufgabe als Staaten ge= 
habt. Stark war das jchlesmig-holfteinifche Nationalgefühl. Es 
ift nit ganz mit dem Aufgehen der Herzogtümer in Preußen: 
Deutihland im deutfchen Nationalgefühl aufgegangen. Als bejon- 
dere Ahzentuierung des deutfhen Bemußtjeins lebt es als ein- 
beitliches Rulturbemußtfein vor allem wohl noch in dem einheit- 


lichen landeskirchlichen Bemußtjein, wie denn Religion und Na⸗ 


tionalgefühl — dies Wort in Jeinem edlen Ginne verftanden — 
verwandten, jehr tiefen Schichten der Geele entjtammen. Es ift 
mohl nicht bloß Eigenfinn oder Beichränktheit, wenn bei Paftoren- 
mwahlen Landesangehörige bevorzugt werden. Eben in der Ber- 
mandtfchaft non Religiöfem und Nationalem darf vielleicht ein 
Grund dafür geſucht werden, fo daß das Bemeindeglied fich mit 
feinem Geelforger durch innigeres Verſtändnis verbunden fühlt, 
wenn diefer nicht nur ein Blaubensgenoffe, fondern zugleich ein 
Zandsmann tft. Starke PBerfönlichkeiten wachſen allerdings über 
die Bindungen durd) die Bodenftändigkeit hinaus. 

Staatlih gehören die ehemaligen Herzogtümer Schleswig 


und Holftein heute zu Preußen; nicht aber kirhlih. Noch heute 
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bat das ehemalige Land Schleswig-Holftein eine eigene „Landes“- 
Kirche. Sie ift ein Reft der alten eigenen Gtaatsperfönlichkeit, 
infofern Staat und Kirche einftmals in Schleswig-Holſtein nicht 
getrennt waren, fondern die Kirche einen Teil des Staates bildete. 
Der Beſitz einer eigenen Kirche ift Schleswig-Holftein verblieben. 
Nicht ift Schleswig-Holftein kirchlich mit dem übrigen Preußen, 
bejonders mit der alt-preußiichen Landeskirche, zufammen ein Or- 
ganismus. Kirchlich lebt es in feinen eigenen Formen, feinem eige- 
nen Haufe, allein, nicht mit den anderen preußiichen Zandesteilen 
gemeinjchaftlih. Wie die befondere Kirchenorganifation als Reſt 

der alten eigenen Staatsorganifation bisher befteht, wenn auch mo— 
difiziert, nicjt wie ein leerer Korallenbau, jondern als Träger be- 
fonderen Lebens, To dürfte fie, weil mit Leben erfüllt, au) künftig - 
imjtande fein, das fchlesmig-holfteiniiche Bemußtfein mit zu be— 
wahren und zu entwickeln. In der landeskirdlidhen Organifation 
wird die fchlesmig-holfteiniiche Perſönlichkeit — die nicht unter- 
gehen darf; denn Perfönlichkeit ift die Luft der Erdenkinder 
— künftig einen Ausdruck finden können, nicht politifch-partiku= 
lariftiih zum Schaden Preußens und Deutſchlands, jondern kul- 
turell zur Stärke und zum Nubßen des größeren Banzen in jenem 
innerlihen Sinne, in dem um Kultur und Religion das Leben als 
um feinen Wert Rreift. Bei der engen VBermwandtichaft wiederum 
bes Nationalen mit dem Religiöfen wird die Kirche eine ſehr ftarke 
Förderung empfangen, wenn die jchlesmwig-holfteinifche Perſönlich— 
Reit ftark und fie, die Kirche, jelbjt zu einem Ausdruce diefer Per- 
Tönlichkeit wird. Denn der Weg zum Weberperjönlich-Religiöjen 
geht nit an der Perfönlichkeit vorbei, fondern durd fie hindurd). 

Jene Wechjelfeitigkeit zwiſchen Landeskirche und Landesperfön- 
lichReit aber dürfte beglückend für die umſchloſſenen jelben Men- 
Then werden und dadurch dem Reiche bes u zur Förde 
rung gereichen können. 


Ausführung | 


A Die PVeranlafjung der jchleswig »holfteiniichen Kirchen 
verfafjungsfrage. Die jtaatsgejegliche Grundlage. 


Die Beranlafjung für die Aufrollung der Kirchenverfaffungs- 
frage in Schleswig-Holſtein, d. h. für die Notwendigkeit, eine neue 
Kirchenverfafjung zu fchaffen, Tiegt ebenjo mie für die anderen 
deutichen evangelifchen Yandeskirhen in den Staatsummälzungen 
des Jahres 1918. Die Revolution mollte das deutſche Staats 
weſen und den deutfhen Menſchen aus den Bindungen der älteren 
Zeit hinausführen, zumal „aus der Kirchen ehrmürd’ger Nacht“, 
die fich bei aller Ehrmürdigkeit den Schöpfern der neuen Reichs— 
verfaffung dod) als Nadjt darftellte. Der Staat jollte entkirchlicht 


werden. Darum mwurde im Artikel 137 Ab]. 1 der neuen Reichs 
verfafjung vom 11. Auguft 1919, die zum Unterſchiede von der 
alten Bismarkichen die Weimarer Reichsverfafjung genannt wird, 
folgende Beitimmung getroffen: 

„Es beſteht keine Staatskirche.“ 

Diefe Beftimmung ift juriftiich gleichſam der Hebel, der die 
ganze Kirchenverfaffungsfrage aufgemorfen hat und die Beifter in 
Bemegung hält. Faſt alle anderen Bejtimmungen der Reichs: und 
der neuen Landesverfaſſungen, jo auch der neuen Preußijchen Ber: 
fafjung vom 30. November 1920, über die Angelegenheiten der 
evangelijhen Kirche hängen in der einen oder der anderen Hinficht 
in ihr. Was bejagt fie? 

Sie bejagt nicht, jedenfalls nicht im Sinne einer Neuord- 
nung, daß künftig Rein Staatskirchentum i. e. ©. beitehen Joll, 
mwonad) die Kirchenorganijation ein Teil der Staatsorganifation 
it, wie es zur Zeit des abjoluten Staates der Kall mar. Denn 
in diejem Sinne ift das Staatskirchentum feit langem abgeſchafft 
gemejen. 

Gie bejagt auch nicht, daß es Reine Religionsgefellichaften 
mehr geben Joll, die mit jtaatlihen Rechten, mit öffentlicher Ge— 
malt verjehen und Körperjchaften des öffentlichen Rechtes find. 
Denn Abſ. 5 Sabß 1 des Artikels 137 der Weimarer Verfaffung 

„Die Religionsgejellihaften bleiben Körperjchaften des 
öffentlichen Rechtes, jomeit fie jolche bisher waren“ 
ſchreibt für die Religionsgejellichaften, an welche bei der Abfaffung 
diejer Beſtimmung vornehmlich gedacht wurde, nämlich die katho- 
liche Kirche und die evangeliſchen Landeskirchen, die Form der 
Körperſchaft des öffentlichen Rechtes vor. 

Jene Brundbejtimmung des Artikels 137 Abſ. 1 will vielmehr 
die bisherige Brundeinrichtung der evangelifhen Landeskirchen 
abichaffen, die mit vem Namen „lIandesherrliches Kirchenregiment“ 
oder „Summepiskopat des LZandesherrn“ bezeichnet worden ift. 
Daß in der jchleswig-holjteinifchen Landeskirche das Iandesherr- 
liche Kirchenregiment bejtand, bedeutete, daß der Zandesherr, d. 1. 
der König von Preußen, innerhalb der jchlesmig-holfteinifchen 
Zandeskirche die kirchliche Regierungsgemalt inne hatte, ähnlich 
mie zur Zeit der ſtaatlichen Gelbjtändigkeit Schleswigs und Hol- 
jteins die Herzöge die ftaatliche und damit auch die kirchliche Re— 
gierungsgemalt bejejjen hatten. In der preußifchen Zeit vom Jahre 
1866 bis zum Jahre 1918 war das landesherrliche Kirchenregiment 
‚ in Schlesmig-Holjtein jo geftaltet, daß die fchlesmig-holjteinifche 
Landeskirche von dem Könige von Preußen und unter ihm von 
Staatsbehörden, bejonders dem Kultusminifterium, und [peziell 
dem Königlihen Konfiftorium zu Kiel unter Berückfichtigung der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung von 1878 regiert und ver— 
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mwaltet wurde. Ob das Konfiftorium eine wahre Staatsbehörde 
oder aber die höchſte Regierungsbehörde der jchlesmig-holjteini- 
\hen Landeskirche als eines vom Staate verfchiedenen Verbandes’ 
mar und ift, darüber hat vor dem Jahre 1918 in Wiffenfchaft und 
Praxis keine Einjtimmigkeit geherrſcht. Jedenfalls jtellte und 
itellt es de facto die eigentliche Regierungsbehörde der Landes- 
kirche dar und. war und ijt mit Beamten bejeßt, die als Staats- 
beamte angejehen werden. Mit der Revolution ift das landesherr- 
lie Kirchenregiment nicht abgefchafft worden, wenngleid) die Ten- 
denz dazu in den Gedanken der Revolution lag. Someit es vom 
Konfiltorium zu Kiel verwaltet wurde, ift es bis heute beftehen 
geblieben. Soweit es aber in der Hand des Königs von Preußen 
lag, Ronnte es natürlich nad) defjen Fortfall in der alten Korm nicht 
erhalten bleiben. Wohl aber erhielt es ſich der Sache nad), und 
zivar in der Weije, daß drei durd) das preußifche Staatsminifterium 
zu beftimmende Minifter evangelifchen Glaubens es ausübten. 
Dieje als nur vorläufig gedachte Einrichtung will die zitierte Be— 
timmung des Artikels 137 Abſ. 1 der Weimarer Berfafjung be- 
leitigen. Sie jelbjt hat es freilich noch nicht getan. Die Einrich- 
tung der „drei evangeliſchen Minifter“ bejteht noch heute. Artikel 
137 Abſ. 1 gibt nur die Richtung für die Befeggebung der deut- 
ſchen Einzeljtaaten, aljo auch Preußens, über kirchliche Angelegen- 
beiten. Denn aud) nad) der Revolution von 1918 find die Kirchen: 
laden inhaltlid Angelegenheiten der Einzeljtagten geblieben; fie 
ind nicht Reichsangelegenheiten i. e. ©. geworden. Im Rahmen 
der NReichsporjchrift des Artikels 137 ift denn aud) in die neue 
Preußiſche VBerfafjung mit dem Artikel 82 eine Bejtimmung ein- 
nefügt worden, die gemäß der genannten Reichsbejtimmung den 
Weg für die Neuordnung jener Angelegenheiten weiſt, welche frü- 
her im Syftem des landesherrlihen Kirchenregiments ihre NRege- 
lung gefunden hatten. Die Beftimmung des Artikels 82 der neuen 
Preußiſchen Berfafjung lautet (Ab. 2): 

„Die Rechte, die dem König als Träger des landesherr: 
lihen Kirchenregiments zujtanden, werden von drei durd) das 
Staatsminifterium zu befjtimmenden Minijtern evangelifchen 
Blaubens ausgeübt, jolange nicht die evangeliiche Kirche dieſe 
Rechte durd) jtaatsgejeglich bejtätigte Kirchengejege auf Rirch- 
lihe Organe übertragen hat.“ 

Diefe Beitimmung nimmt aljfo ebenfalls, wie der Artikel 137 
der Reichsverfaffung,, die beſprochene Neuregelung nicht jelbjt vor. 
Sie enthält vielmehr aud) nur einen Rahmen für eine künftige 
Regelung durch die Kirche jelbjt. Die Angelegenheiten des ehes 
maligen Iandesherrliden Kirchenregimentes neu zu ordnen, wird 
demnad) eine der vornehmften Aufgaben der am 25. September 
d. 3. gemählten verfafjunggebenden ſchleswig-holſteiniſchen Lan— 
deskirchenverfammlung bilden. Denn die genannte Neuorönung 
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ift eine VBerfafjungsfrage, und eben eine neue Berfafjung für die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Landeskirche zu ſchaffen, ift die Aufgabe der 
verfaljunggebenden Zandeskirchenverfjammlung. Der Staat bat 
ſich im Rahmen jeines allgemeinen Aufjichtsrechtes über die Kir- 
Ken nur vorbehalten, die fraglichen Vejtimmungen der neuen Kir⸗ 
chenverfafjungen ftaatsgejeglid) zu bejtätigen. Er nimmt für ſich 
nicht das Recht in Anſpruch, jelbjt jene Neuordnung zu treffen. 
Die Kirche wird künftig jomit freier daftehen, als fie es bisher 
getan hat. Eine vorläufige Regelung bis zum Ergehen der neuen 
Kirchenverfafjung im Sinne des Artikels 82 hat bereits jtattge- 
funden. Sie iſt enthalten in den 88 1 und 2 des ſchleswig-holſtei— 
niſchen Kirchengeſetzes, betreffend die Ausübung des Kirchenregi— 
mentes’ in der evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche der Provinz 
Schlesmwig-Holjtein vom 31. Dezember 1920, jtaatsgejeglich bejtä- 
tigt durd) das preußiiche Geſetz vom 18. April 1921. Sie lautet: 
Ä „S 1. Die Rechte des Königs als Trägers des landesherr- 
lihen Kirchenregimentes und die kirchenregimentlichen Befug- 
niſſe des Minifters der geijtlichen Angelegenheiten werden von 
dem Zujammentritt der verfafiunggebenden Landeskirchenver: 
fammlung an bis zum Inkrafttreten der von diejer Verfamm: 
lung zu erlafjfenden Berfafjung von einem Landeskirdjenaus- 
ſchuß ausgeübt. 

8 2. Der Landeskirhenausihuß befteht aus dem Konji- 
jtorium und dem Geſamtſynodalausſchuß. Er hat feinen Si 
in Kiel. Den Borfig führt der Präfident des Konfiitoriums 
und bei jeiner Verhinderung der VBorfigende des Geſamtſyno⸗ 
dalausichufies.“ 

Sobald aljo die verfaffunggebende Landeskirchenverjamme- 
lung zufammentritt, werden die Befugniſſe des ehemaligen landes- 
berrlihen Kirchenregimentes von den drei evangelijchen Staats 
- minijtern auf das kirchliche Organ bes zanbeskirhenausfhuffes 
übergehen. 

| Wie im einzelnen die neue jchlesmig- holfteinifche Kirchen⸗ 
verfaſſung auszugeſtalten iſt, dafür enthält ebenfalls eine reichs— 
geſetzliche Beſtimmung einen Rahmen. Sie ſteht in dem ſchon 
genannten Artikel 137 der Weimarer Reichsverfaſſung, der wegen 
ſeiner grundlegenden Bedeutung hier ganz angeführt ſei: 

„Es beſteht keine Staatskirche. 

Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgeſellſchaften 
wird gewährleiſtet. Der Zuſammenſchluß von Religionsgefell- 
haften innerhalb des NReichsgebietes unterliegt Reinen Be— 
ſchränkungen. 

Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre An⸗ 
gelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken des für alle 

geltenden Geſetzes. Sie verleiht ihre Aemter ohne Mitwirkung 
des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde. 








Religionsgejellihaften erwerben die Redhtsfähigkeit nad 
den allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes. 

. Die Religionsgejellfchaften bleiben Körperfchaften des 
öffentlichen Rechtes, ſoweit fie ſolche bisher waren. Anderen 
Religionsgejellihaften find auf ihren Antrag gleiche Rechte zu 
gewähren, wenn fie durch ihre Verfaffung und die Zahl ihrer 
Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen fich meh: 
tere derartige öffentlich rechtliche KReligionsgefellfchaften zu 
einem Berbande zufammen, jo ift auch diefer Verband eine 
öffentlicd) rechtliche Körperſchaft. 

Die Religionsgejell[haften, melde Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes find, find berechtigt, auf Grund der, bürger- 
lihen Steuerliften nad; Maßgabe der landesrechtlichen Beſtim— 
mungen Steuern zu erheben. 

Den NReligionsgejellihaften merden die Bereinigungen 
gleichgeftellt, die fich die gemeinjchaftliche Pflege einer Welt- 
anſchauung zur Aufgabe maden. 

Someit die Durchführung diejer Beftimmungen eine mei- 
tere Regelung erfordert, liegt dieje der Yandesgefeßgebung ob.“ 

Hervorzuheben ift bier die Beſtimmung des Abſ. 3, monad) 

jede Religionsgejellihaft, alfo auch die ſchleswig-holſteiniſche Lan- 
deskirche, ihre Angelegenheiten jelbjtändig zu verwalten hat. Zu 
einem nicht unerheblichen Teile bedeutet dies eine Neuerung. Denn 
die verfafjungsmäßige Organifation der Tchlesmwig-holfteiniichen 
Zandeskirdhe, d. h. ihre Befugnis, ihre Angelegenheiten zu „ord= 
nen“ und zu „verwalten“, war zu erhebliem Teile (bejonders 
auf dem Gebiete der Befeßgebung) von ſtaatlicher Sanktion (D. 1. 
Erklärungen und Zuftimmungen) abhängig. Auf diefe bejonderen 
Sanktionen wird der Staat in erheblichem Umfange künftig ver- 
zihten. Die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche joll nicht mehr 
gebunden und befchränkt fein durch Staatliche Vorſchriften als jede 
andere Perſon („innerhalb der Schranken des für alle geltenden 
Geſetzes“). Die jchlesmwig-holjteiniicehe Landeskirche hat von der 
ihr nun zustehenden Freiheit zur jelbjtändigen Ordnung und Ber: 
mwaltung ihrer Angelegenheiten bereits Gebrauch gemadjt, indem 
fie unter ſtaatlicher Beftätigung zwei grundlegende Geſetze erließ: 
1. das ſchon ermähnte Kirchengejeß, betr. die Ausübung des 
Kirchenregimentes in der evangelifch-Iutherifchen Landes— 
kirche der Provinz Schlesmig-Holjtein vom 31. Dez. 1920, 
2. das Kirchengejet, betr. eine verfaliunggebende Landes: 
Rirhenverfammlung der evangelifch-Iutherifhen Kirche 

der Provinz Scleswig-Holftein vom 31. Dez. 1920. 
Mit dieſen Kirchengeſetzen ift juriftifch der Weg für die Schaf: 
fung der neuen jehleswig-holfteinifchen Kirchenverfaſſung geöffnet. 
Die am 25. September d. J. gewählte Landeskirhenverfammlung 
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wird ihn zu bejchreiten und die neue Kirchenverfafjung zu ſchaffen 
haben — ein Beginnen, das dem Wejen nad) ein FKortichreiten auf 
dem mit der Kirchen-Bemeinde- und Synodalordnung im Jahre 
1878 ſchon betretenen Wege jein dürfte. 


B. Der Kern des Kirchenverfaſſungsproblems. 


Das Problem der landeskirchlichen Verfaſſungsſchöpfung wird 
nicht leicht zu löſen ſein, nicht ſo leicht wie z. B. die Aufgabe, 
einer Geſellſchaft eine Verfaſſung zu geben, die den Betrieb einer 
Eiſenbahn bezweckt. Denn eine ſolche Geſellſchaft iſt eine Er— 
ſcheinung, deren Weſen ein fach iſt. Die Kirche hingegen hat ein 
zwieſchlächtiges Weſen. So überraſchend dies klingen mag, 
iſt es doch jedem offenbar. Eine kurze Ueberlegung verdeutlicht es. 

Die Kirche ijt ein Doppelmejen. Wenn an fie gedacht wird, 
jo erjteht einerjeits ein Bild von Liebe und Hingabe getra= 
genen trauliden Zufammenjeins, dem der Wille innemohnt, Wohl 
und Wehe in gegenjeitiger Verantmwortlichkeit und in Gemeinſchaft 
zu tragen. Dies ijt die Bemeinjchaft des Glaubens. Der gemein- 
ſchaftliche Glaube ift der tragende Brund Für die Kirche als 
Gemeinſchaft des Glaubens haben die religiöjen Helden gelebt, 
voran Luther. Das Gefühl der Wärme und Herzlichkeit be= 
gleitet dies Bild der Kirche, die ſich als ein Leib fühlt, wie fich die 
einzelnen Teile als Blieder eines Leibes fühlen. Vgl. 1. Corinth. 12. 

Undererjeits greift bei der Betrachtung aud) ein Ge— 
fühl der Kälte Plaß, des Berechneten und Berechnenden; fo wenn 
daran gedacht wird, daß die Kirche Bolitik treibt, wie es insbe- 
jondere von der Ratholiihen Kirche bekannt ijt, die ſogar — als 
noch der Kirchenjtaat bejtand — Kriege führen konnte; jo aud) 
im Hinblick auf die Steuerpolitik und das Steuerrecht der Kirche. 
Bei diefer Betradhtung wird zugleich empfunden, daß dies Bild 
der Kirche gleihjam nicht die eigentliche, die wahre Kirche wieder— 
gibt, jondern daß es aus fremden Elementen bejteht. Es hat den 
Anichein, als jeien diefe Elemente zum Urjprünglichen binzuge- 
kommen und fremd geblieben. Dieje Elemente erwecken den Ein- 
druck, daß fie die gleichen find, aus denen die Vereine des bürger- 
lihen Rechtes, die Handelsgejellihaften und modernen Intereſſen— 
gemeinſchaften (Kartelle und Truſts) beſtehen. 

Keine dieſer beiden Betrachtungsweiſen iſt unrichtig, und 
richtig ſind die Bilder, die durch ſie erſchaut werden. Die Kirche 
iſt ein Doppelweſen von der gezeichneten Art. Schwer iſt es, für 
dies Doppelweſen die richtige Verfaſſung zu finden. Und wohl 
noch nie iſt dies im Laufe der Geſchichte reſtlos geglückt. Dennoch 
muß darum gerungen werden. Wie ſchwer wird die Aufgabe der 
verfaſſunggebenden Landeskirchenverſammlung ſein! Muß die 
Verfaſſung der Kirche gerecht werden, ſoferne dieſe die Gemein— 
ſchaft des Glaubens und der Liebe iſt? Oder muß ſie ihr gerecht 
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werden, foferne die Kirche den Vereinen, ben Handelsunternehmun- 
gen und dem Staate gleicht? In der Bibel und in den Iutherifchen 
Bekenntnisichriften finden ſich Reine wegweiſenden Worte, die ein- 
deutig wären. Aber die Antwort wird lauten: Geftellt in eine 
Welt, in der jene beiden an der Kirche beobachteten Bruppen von 
Elementen lebendig find, muß die neue fchlesmig-holfteinifche Kir- 
henverfaffung beiden Wejensarten der Kirche gerecht merden. 
Leitend könnte dabei der Geſichtspunkt wirken, daß die Kirche, 
welche den weltlichen Organifationen gleicht, zu der Kirche, welche 
Blaubensgemeinichaft ift, fich gleichjam wie ein Werkzeug verhält, 
deſſen die Kirche als Glaubensgemeinſchaft ſich bedient, oder wie 
‚ein Kleid, in dem der Körper lebt. 


Die Erkenntnis des eigentümliden Doppelmefens der Kirche 
ift eines der größten NRätjel, die dem Menjchengeifte aufgegeben 
find. Das Rätjel — allein theoretiſch — zu entwirren, erfordert 
die ſchwierigſten Bedankengänge Cinigermaßen klar zu jehen, 
ift — jo dünkt uns — erſt durch Rudolf Sohms berühmtes 
„Kirchenrecht“ (Leipzig 1892) und durch das ebenfalls berühmte, 
aber ungemwöhnlidy ſchwere Bud unferes Landsmannes Ferdi: 
nand Tönnies „Bemeinihaft und Bejellihaft“ (3. Aufl. Ber: 
lin 1920) möglich) geworden (vgl. hierüber das im Vorworte ge: 
‚ nannte Buch von Wolgaft). Iſt die Theorie jchon ſchwer, wie 
ſchwer mag die Aufgabe des gegenwärtigen GBefchledhtes jein, für 
das praktifche Leben die richtige Kirchenverfafiung zu finden. Doc 
wird man nicht verzweifeln dürfen. Denn unjere Landeskirche 
bat bisher eine Berfaffung, die in den Verhältniſſen der vergan- 
‚genen Zeit fich als eine geeignete Yebensform für fie erwieſen hat. 
Für die neue Verfaſſung wird es darauf ankommen, einen Aus—⸗ 
gleich zu finden zwiſchen der alten Lebensform, die in beftimmter 
Weiſe dem bejonderen komplizierten Weſen der Kirche gerecht ge— 
mwejen ift, und zwiſchen den Lebensformen, die auf dem Gebiete 
der gegenfeitigen menſchlichen Verbindungen unjerem Zeitalter 
eigentümlich find, wie der Staat, die Bemeinden, die Handels- und 
Aktiengejellihaften ujm. Insbeſondere auf die Form der Aktien- 
gefellfchaften, die fich als ein bejonders leiftungsfähiger Organija- 
tionstypus ermwiefen haben, das Augenmerk zu richten, wird ange- 
bracht fein. Ein lehrreiches Beiſpiel mögen dabei gemifje Rirch- 
lihe Unternehmungen Norwegens abgeben, die wegen ihrer Er: 
folge einen Ruf genießen, die Miffionsgefellfchaften. Sie find voll: 
kommen der Organifation einer Aktiengefellihaft nachgebildet. 
Bei diefem Hinmeis ift für die Kirche natürlich nicht daran zu den 
ken, daß bei den Aktiengefellichaften das Vermögen in Aktien zer- 
legt und der Einzelne als Aktionär am Banzen beteiligt und inter- 
effiert if. Auch eignet fi, was für eine Miffionsgejellihaft gut 
ift, nicht ohne weiteres für eine volkumfaſſende Kirche, wenn eine 
Kirche in gemiffem Sinne ftets aud) ein Milfionsorganismus ift. 





Jedenfalls mag es nützlich ſein, den Blick auf die Punkte in der Ver⸗ 


faſſungsorganiſation der Aktiengeſellſchaft zu lenken, die dieſer 
Lebensform ihre Aktionskraft gegeben haben: die die allgemeinen 
Richtlinien beſtimmende Generalverſammlung, den kontrollieren— 
den Aufſichts- oder Verwaltungsrat und den Vorſtand (ein oder 
mehrere Direktoren), in deffen Händen praktiſch die Leitung im In— 
nern und die Vertretung nad) außen liegt. Neben dem Borhans 
denfein diefer drei Organe iſt für die Leiftungsfähigkeit der Ak— 
tiengejellihaft das nähere gegenfeitige Verhältnis entjcheidend, in 
dem die drei Organe zueinander jtehen. * 

Dieſe oder eine ähnliche moderne Organiſationsform im Hin— 
blick auf die bisherige Verfaſſung der Kirche deren beſonderem 
Weſen (Gliederung in Bemeinden mit Gelbjtvermwaltung, geijtliches 
Amt, Gründung auf den Kriftliden Glauben) anzupajjen, darin 
dürfte die Aufgabe liegen. Sie ſcheint ihren Gipfelpunkt darin 
zu haben, eine Form für eine kräftige leitende Spiße zu finden, 
die aus der Anteilnahme der auf den Blauben gegründeten Ge- 
meinſchaft der Einzelnen als deren Organ ihre Kraft ableitet mie 
ein Organ aus dem Gejamtkörper (vgl. weiter den Abjchnitt über 
das Weſen der Körperichaft des öffentlichen Rechtes). 





C. Die Verfaſſung der jchleswig -holfteiniichen Landeskirche 
vom Jahre 1542 bis zum Jahre 1918. 


Die bisher geltende bejondere Verfaſſung der jchlesmig-hol- 
jteinifchen Landeskirche ift — und zwar nur — aus ihrer und der 
Herzogtümer Geſchichte verftändlid. Ein entjcheidendes Moment 
war hierin die Union mit Dänemark. Es ift bekannt, daß dieſe 
Verbindung eng war. Wie immer die grundfäßliche Auffaffung 
gemejen ijt, es wurde die jtaatliche Organifation der Herzogtümer 
nad) den Brundfäßen der däniſchen Monardjie zu geftalten verjudht 
und bis zu einem gemijjen Brade auc) geitaltet, d. i. jeit der lex 
regia von 1665 (dem dänifchen Königsgejeße, das ſelbſt allerdings 
nicht in Schlesmwig-Holjtein gegolten hat) nad) denen des abſo— 
luten Staates, die erjt im 19. Jahrhundert Abſchwächungen er— 
fuhren. Diefem GStaatsbegriffe mar die Identität von Staat und 
Kirche eigentümlid. Die Kirhe Schlesmwig-Holfteins war eine 
GStaatskirhe. Die Kirchenſachen waren Gtaatsangelegenheiten, 
die kirchliche Organifation ein Teil der. ftaatlihen Organifation, 
die Rirhliden Beamten Staatsbeamte. 

Das heutige jchlesmwig-holfteinifche Kirchenrecht ift nicht ein 
heitli, etwa in einem einzigen Bejeßbuche geregelt. Es befteht 
in vielen nacheinander ergangenen Bejegen und Verordnungen. 
Im Laufe der Zeit jeit der Reformation find diefe ergangen, frei— 
lich einheitlich im Beijte der Iutherifchen Reformation. Zur Refor- 
mationszeit, als die Ratholiihe Kirche durch die proteftantifche 
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Kirche abgelöft wurde, ift allerdings ein großes Grundgefeß für 
unjere Kirche erlaffen worden, die Rendsburger Kirden- 
ordnung vom 9. März 1542°). Sie ift im leßten Ende 
nod) heute das Rückgrat des ſchleswig-holſteiniſchen Kirchenrechts. 
Alle jpäteren Beftimmungen tragen — fo. merkmwürdig es klingen 
und jo wenig praktifche Bedeutung darin liegen mag — juriſtiſch 
den Charakter von Zufagbeftimmungen. Gie find entfprechend 
den Veränderungen des Lebens jeit 1542 zu allen Zebensgebieten 
der Kirche ergarigen, jo daß praktiſch wohl keine Einzelbeftim- 
mung der alten- Kirchenordnung heute nod) gilt. Sollte aber eine 
Stage eine neuere Regelung nicht erfahren haben, jo müßte auf 
die alte Kirchenordnung zurückgegangen werden. Die alte Kir- 
chenordnung war — ſoweit damals von einem wahren Staate im 
modernen Ginne gefprodyen werden konnte — ein Staatsgeſetz. 
Den Charakter eines ſolchen hat fie jedenfalls nad) und nad) mit 
der fortjchreitenden Entmwicelung der Staatsidee angenommen. 

V Nach der alten Kirchenordnung vom 9. März 
1542 und den im Anſchluß an ſie ergangenen erſten Beſtimmun— 
gen wies die ſchleswig-holſteiniſche Kirchenver— 
faffung in den Brundzügen anfänglid folgende Ge— 
fttaltauft). 

In den Kirchſpielen hielten die Prediger den Gottesdienſt ab. 
Ihnen ftanden zur Verwaltung des gemeindlihen Kirchenvermö- 
gens zwei Kirchengeſchworene zur Geite. Ueber den Be- 
meinden wurde die Rechtspflege von Kirchenviſitatorien 
und Unterkonfiftorien wahrgenommen. Kirchenvifitatorien 
gab es je eines in jeder Propftei. Gie beftanden aus dem 
Propften und dem Amtmann. Die Unterkonfijtorien wurden 
durd) den Propjten, den Amtmann und menigjtens zwei Paltoren, 
meijt den älteften der Propftei, ſowie dem Amtsvermalter als Pro— 
tokollführer gebildet. Für einzelne Städte wie Hufum und Kiel 
gab es befondere Stadtkonfiftorien. Weber den Kirchen- 
pifitatorien und Unterkonfiftorien (Stadtkonfijtorien) fungierten 
als zweite Snjtanz zwei Oberkonfiftorien, je eines auf 
Gottorf und in Blückftadt. Diefe gefamte Organijation unterjtand 
der deutſchen, fpäter ſchleswig-holſteiniſchen, zu- 
legt Shlesmwig-holftein-lauenburgijdhen Kanzlei 
in Kopenhagen, die eine Gtaatsbehörde war. Go mar die 
fchlesmwig-holfteinifche Kirchenorganifation ein Teil der Staatsver— 
faffung, die Kirche eine Gtaatskirdye, das ausgeübte Regiment 
Staatsregiment, die Kirchengejege Staatsgefeße. 


8) Heute in einer a ae) Ausgabe mit Anmerkungen von PBaftor 
D. Ernjt Michelfen in Klanrbüll zugänglid. (1. Reihe, 10. Heft der 
Schriften des Vereins für fchleswig-holfteinifche Kirchengeſchichte.) 

4) Unweſentliche und vorübergehende Erfcheinungen find in der folgen- 
den Skizze unberüdfichtigt geblieben. £ 
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Nad) dem Jahre 1830 hielten — entſprechend der Entwicke- 
lung auf dem übrigen Kontinent (die Juli-Revolution in Frank- 
rei!) — neue Ideen Einzug in das Berfaffungsleben der Tchles- 
mwig-holjteinifhen Kirche. Sie entijprangen dem Beifte einer neuen 
Zeit. In der Epoche jeit der Entjtehung der Kirche, alſo jeit der 
Reformation, hat fi) der neue GBeijt entwickelt und übermie- 
gend unbemußt gegenüber der mittelalterlich-kollektiviftifchen 
Denkmeife durchgefeßt. In der Zeit nad) 1830 dagegen hat das 
neue Denken mit fihtlidh jteigender Bewußtheit und mit fteigen- 
dem Erfolge um den Gieg auf dem Felde des öffentlichen Lebens ui 
gerungen: Die Anerkennung. des Einzelnen als Subjektes und — 

Faktors des öffentlichen Lebens an Stelle bloß eines einzigen .n 
„Freien“, des Fürſten, jteht auf der Kahnıe. Der Proklamation der 
Menſchenrechte und deren Verwirklichung jtrebt dies Drängen zu. 
In Schlesmwig-Holjtein fiel die Entwickelung mit der Erhebung der 
Herzogtümer zujammen, ja fie erjchien fogar in deren Bemande. 
In die politifchen Ereignifje der Zeit jeit 1830 iſt darum aud) die 
Neugeftaltung der Kirche eingemwicelt. Freilich finden ſich große 
Telbftändige Kirchengefeße von der Art der Kirchenordnung von 
1542 erjt nad) der Einverleibung der Herzogtümer. in Preußen im 
Jahre 1867. In dem eruptiven Charakter der Zeit mit ihren kon— 
vulſiviſchen Zuckungen — 1848! — lag dies begründet. Bor 1867 
finden fi) vielmehr prinzipielle Säße über die Kirche nur in den 
auffallend zahlreich ergangenen Staatsgrundgefegen, die der Kirche 
Ermähnung tun mußten, weil diejfe bisher eine Staatseinridhtung 
gemwejen war. Uber aud) in ihnen find die Symptome der neuen 
Zeit unverkennbar. Weberall handelte es fi) grundfäglich um die 
Einführung einer Vertretung des Laienelementes, der Maffe des 
Volkes. Spezielle Neueinrihtungen freilich ſind wenig ergangen 
bezm. erhalten geblieben. Darum kann ſogleich zur Beichreibung 
der neuen Organijation übergegangen merden, die die fchlesmig- 
bolfteinifhe Kirche, nun Landeskirche genannt, ſeit dem Jahre 
1867 unter dem preußifchen Regime erhalten hat. Nur das Grund 
Täßlihe der Zeit von 1830 bis 1867 ſei nochmals feftgejtellt: Sub— 
jekt der Organifation und der Bermaltung der Kirche blieb der 
Staat. Eine Unterbrehung trat nur durch die Ereigniſſe von 
1848 und deren Kolgen ein. Denn die Herzogtümer proklamierten 
nad) ihrer Erhebung gegen Dänemark bie in Frankfurt a. M. be- 
Thloffenen „Grundrechte des deutſchen Volkes“, die eine freiere 
Stellung der Kirche forderten. Nach dem unglücklichen Ausfall 
der Erhebung wurde jedod) der alte ftaatskirchenredhtlihe Zuftand 
wieder eingeführt, in dem jedes der beiden Herzogtümer mie feine 
eigenen Staatsangelegenheiten jo auch feine eigene Landeskirche 
hatte. Die Kirche blieb Staatsdepartement. 

Seit dem Fahre 1867 Stand das ſchleswig-holſteiniſche Kir- 
chenrecht wie alles Landesrecht auf einer neuen Grundlage, auf 
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der preußifchen Staatsverfaſſung. Am 1. Oktober 1867 iſt fie eins 
geführt worden. Mit Neuerungen im einzelnen iſt man freilid) 
vorfichtig verfahren. Das Kirchenrecht wurde nit grundſätzlich 
umgeftaltet. Das Alte blieb grundfäßlich in Geltung, jo daß — 
mie erwähnt — nod) heute die alte Kirhenordnung von 1542 im 
legten Grunde gilt. Nur von Stufe zu Stufe wurde geändert, und 
die neuen Geſetze beanſpruchten nur Geltung je für ihren bejon- 
deren Kreis. Das organifatorifche Bejamtbild aber bat fich jchließ- 
li, wenn auch wohl weniger der Charakter, durd) die Neugeftal-: 
tungen volljtändig verändert. Es gibt nicht mehr je eine Landes- 
kirche für Schleswig und Holftein, fondern nur eine ſchleswig-hol⸗ 
ſteiniſche Landeskirche. Die Landeskirche bekam ein Konſiſtori⸗ 
um (1867) und durch eine Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
(1876) jene Errungenfchaften des Iutherifchen Proteftantismus im 
19. Zahrhundert, die unter ven Namen Synodal- und Pres— 
byterialverfafjfung bekannt find. 

Solgendes ift biszum Jahre 1918 das Bildder 
Ihlesmwig-holfteinifhen KRonfiftorial- Bresby- 
terial-Synodalverfaffung und der landeskird- 
lihen Redtsftellung gemefen; jeitdem ift es in einigen 
nicht unbedeutenden Punkten wie bezüglich des Austrittsredhtes, 
der Ausübung des landesherrlichen Kirchenregiments, der militäri- 
Then und anderer Verpflichtungen der Beiftlichen u. a. verändert 
worden. Das Bejamtbild aber ift noch heute das alte; die Verände— 
rungen werden in der folgenden Darftellung keine Berükfichtigung 
finden, damit das alte Bild der Landeskirche erftehen kann und die 
Aufmerkfamkeit des Betrachters nicht durch eine unmillkürliche 
Stellungnahme zu den Aenderungen abgelenkt wird. Je gefchlof- 
fener das alte Bild vor Augen jteht, defto leichter wird es mög- 
li fein, für die Einordnung der Kirche in die neuen VBerhältniffe 
den richtigen Sehminkel zu finden: 

Un der Spiße der Landeskirche ftand der König von 
Preußen, in diefer Stellung summus episcopus (= oberfter 
Biſchof) genannt, aud) als „Inhaber des Iandesherrlichen Kirchen- 
regiments“ bezeichnet. Er regierte die Kirche ähnlich wie den 
preußiſchen Staat, nicht abjolut, jondern in der Befeßgebung an 
Tynodale Zuftimmung (f. u.) gebunden. Gegen jeinen Willen konnte 
Rein Gejeß zujtande kommen. Er erteilte den Geſetzen die Sank- 
tion, den GBefeßesbefehl. Er ernannte die Kirchenregimentsbeam- 
ten. Er mar Auffihts- und Beſchwerdeinſtanz über den Kirchen: 
regimentsbehörden. Er berief, vertagte und ſchloß die Bejamt- 
fynode, dies freilich nicht alles in Perſon, jedoch der Idee nad). 

‘ Unterdem Landesherrn wirkte der preußijcde 
Minifter der geiftlihden Angelegenheiten. Zum 
Zandesherrn als Inhaber des Kirchenregimentes ftand er für den 
Rebenskreis der Kirche ebenfo wie zu ihm als Staatsoberhaupt. 
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Die herrihende Meinung in der Wiſſenſchaft jagte von ihm, er fei 
oberfte Staats- und Kirchenbehörde zugleich. 


In vorpreußiſcher Zeit hatte der Yandesherr nod) mehr Rechte 


als die aufgezählten, iura reservata genannten, nämlid) aud) die 
jura vicaria. Deren Yusübung ift in preußifcher Zeit den Kirchen- 
regimentsbehörden übertragen worden. Unter diejen. ift die be— 
deutendite das Konjiftorium zu Kiel gemefen, welches nod) 
heute befteht. Es feßt ſich aus geiftlidhen und weltlichen Mitglie- 
dern zufammen. Notwendige Mitglieder find die beiden General: 
fuperintendenten der Zandeskirhe. Die Befugniffe des Konſiſto⸗ 
riums lafjen fi nicht Kurz aufzählen oder mit einem Schlagworte 
arakterifieren. Sie find in den einfhlägigen Beftimmungen ein- 
zeln aufgeführt. Nur foviel läßt fi) allgemein jagen: das Konfi- 
ftorium verwaltet die Angelegenheiten der Landeskirche, jomeit 
nicht auch die presbyterial-fynodalen Organe Anteil an der Vers 
mwaltung haben. 


Das Territorium der Landeskirche ijt in zwei Generalſuper⸗ 
intendenturbezirke eingeteilt (neben denen das ehemalige Herzogs 
tum Lauenburg als bejonderer Guperintendenturbezirk bejteht). 
Sm mejentlihen entſprechen diejfe den ehemaligen Herzogtümern 
Schleswig und Holftein. Der Bezirk Schleswig ift heute um das 
abgetretene Nordichleswig verkleinert. Jedem Bezirke ftand und 
fteht ein Beneraljfuperintendent vor. Er nimmt das 
Kirchenregiment da und infofern wahr, als perſönliche Fühlung 
mit dem kirchlichen Leben nötig ift. Denn diefem kann ein bloß 
bureaukratifcher und aktenmäßiger Betrieb weniger als anderen 
Gebieten gerecht werden. Die Generalfuperintendenten find Beift- 
lihe. Sie üben aud) die Aufſicht über die Geiftlihen und die ſog. 
niederen Kirchendiener ihres Bezirkes aus. Die erforderliche 
Kenntnis der fie angehenden Berhältniffe verfhaffen fie ſich durch 
Generalpifitationen, über die fie an das KRonfiftorium berichten, 
wie fie dadurch umgekehrt zu Vertretern der Paftoren und Ges 
meinden beim Konfiftorium mwerden. 

uUnter den Generalfuperintendenten wirken die Pröpſte. 
Sie beauffidhtigen die Beiftlihen und die ſog. niederen Kirchen⸗ 
diener eines kleineren Sprengels, der Bropfteien, entipredhend 
den Beneralfuperintendenten. Auch fie halten Bilitationen ab. 

Unter den Pröpften Stehen die Baftoren und bie fog. nie- 
deren Kirchendiener (Organiften, Kirhendiener i. e. S. Küfter 
uſw.). Den Bajtoren liegt die cura animarum (Geelforge) ob. 

Die Paſtoren walten in Bemeinden. Unter einer Bes 
meinde verfteht man grundſätzlich die Geſamtheit der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Chriſten eines Bezirkes. Am Leben dieſer Gemeinden 
können die einzelnen Laienmitglieder aktiven Anteil nehmen. 
Ihre Organe find i. a. der Kirchenvorſtand als die engere 
und das Kirddenkollegium als die weitere Gemeindever—⸗ 
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tretung. Durch dieſe Vertretungen wirken die Laien, d. h. die 
Nicht-Geiſtlichen, am Leben der Gemeinde mit, beſonders an der 
Vermögensverwaltung und — wenigſtens theoretiſch — an der 
Kirchenzucht. 

Ueber den lokalen Kirchengemeinden ſtehen als weitere ſie 
umfaſſende gemeindliche Verbände die Bropfteien, die in den 
Propjteifgnoden ihre Vertretung haben. Diefe beftehen aus den 
Pröpften und ſämtlichen ein Pfarramt innerhalb des Propfteifyno- 
dalverbandes definitiv oder vikariſch vermwaltenden Paftoren, ſo— 
mie aus der doppelten Anzahl meltliher Mitglieder. Auf fechs 
Jahre werden dieje von den Kirchenkollegien gemählt. Den Vor: 
fiß in den Berfammlungen der Propfteifynode hat der Propſt (Sy 
node iſt ein Wort griehifchen Urfprunges und bedeutet „Verſamm— 
lung“). Die Bropfteifynoden nehmen an der Verwaltung der kirch- 
lihen Angelegenheiten und an der Pflege des kirchlichen Lebens 
Anteil. Ausſchüſſe der Synoden führen die Geſchäfte, Tolunge 
die Synoden ſelbſt nicht verfammelt find. 
| Der jynodale Aufbau gipfelt in der Synode der Geſamt— 
| kirdhe, der Bejamtjiynode. Gie befteht aus den beiden Ge— 

neraljuperintendenten, adyt ehemals vom Landesherrn ernannten 
Mitgliedern, einem Mitgliede der theologiſchen Fakultät der Uni- 
verfität zu Kiel und aus geiftlihen und meltlihen Mitgliedern. 
Gie nimmt einerfeits, in der Provinzialinftanz, an der landeskird)- 
lihen Verwaltung teil, andererfeits auch an der kirchlichen Geſetz— 
gebung. Kirchengejege werden von ihr beraten und können ohne 
ihre Zuftimmung nicht entjtehen. Die Geſamtſynode jondert, ähn- 
lid mie die Propfteifynoden die Propſteiſynodalausſchüſſe, einen 
Ausſchuß zur Führung der Befchäfte in der Zeit aus, in der Jie nicht 
verjammelt ift, ven Befamtiynodalausihuß. 

Die Kirchengemeinden, die Propfteilynodalverbände und der 
Bejamtiynodalverband haben die juriſtiſche Perſönlich— 
keit des Privatredts. Das Bleihe gilt von den Barodial- 
verbänden, d. bh. Verbänden mehrerer Parodhien (Pfarrbe- 
zirke) einer Ortichaft, die nicht unter einem gemeinfamen Pfarr 
amte verbunden find, 3. B. der Barocdhialverband Kiel. 

Die Rirhlihde Rehtsbildung erfolgte bisher durch 
den LZandesherrn und die Geſamtſynode gemeinihaftlich, ſoweit 
es ſich nicht um ſog. jura reservata (ſ. o.) handelte. Die Ganktion, 
bie Erteilung des Befeßesbefehls, jftand dem Landesherrn perfön- 
lih zu. Bor dem Erlaffe eines Kirchengeſetzes hatte die oberfte 
Staatsbehörde fi zu diefem unter Berücfichtigung der rechtlichen 
Zuläffigkeit und der Vereinbarkeit mit den Staatszwecken zu 
äußern. 

Die Kirche hat bisher eine eigene Berihtsbarkeit, 
nämlich über die Dienftverhältniffe der Geiſtlichen und og. nie- 
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deren Kirchendiener. Es ift dies eine Disziplinargericdhtsbarkeit. 
Sie ift inftanzenmäßg geordnet. 

DieBejegungderkichliden Stellen ift bisher fol- 
gendermaßen gejchehen: Spiße der Kirche mar immer der Landes: 
berr, der König von Preußen. Ermerb und Berluft des landesherrli— 
chen Kirchenregimentes erfolgte nad) den Beitimmungen über den 
Erwerb und Berluft der Staatsgemwalt. Die Ernennung der kircdhen- 
regimentlien Beamten (Konfijtorium, Pröpfte u. a.) erfolgte auf 
Vorſchlag der Kirchenbehörde unter Mitwirkung der Staatsbehörde 
durch den Landesherrn. — Die PBaftoren wurden und werden vom 
Konfiftorium ernannt, teils nad) Wahl durch die Gemeinden, teils 
auf Vorſchlag eines PBatrons, teils durch die jog. libera collatio 
(d. h. nad) freiem Ermeffen) des Kirchenregiments. 

Eine jehr alte, noch heute im kanoniſchen Rechte hängende, 
doch darum nicht unbedeutende Einrichtung, der BPatronat, tft 
wie in anderen, jo aud) in der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche 
noch vorhanden. Der PBatronat ift der Inbegriff der Rechte und 
Pflichten, die einer phyſiſchen oder juriftiihen Perſon bezüglich) 
einer Kirche oder eines Amtes auf Grund eines bejonderen Rechts— 
titels zuſtehen. Das Hauptredt eines Kirchenpatrons ift fein 
Präfentationsredt, d. h. das Recht, bei Bakanzen von Pfarrämtern 
Kandidaten zu präfentieren. Auch an der Kirchenvermaltung kann 
der Patron beteiligt jein. 

Die jchleswig-holfteiniiche Landeskirche hat ein eigenes Be— 
fteuerungstedt. 

Die Grundlage der gefamten Kirche, auf der die Kirche 
fteht und mwofür fie überhaupt vorhanden ift, find die Glieder 
der Kirche, die einzelnen evangeliſch-lutheriſchen Ehrijten, die 
einer ſchleswig-holſteiniſchen Gemeinde als Mitglieder angehören 
und die als ſolche Mitglieder der Landeskirche find. 
| Einige Rechte am Kirchenregimente der jchlesmig-holjteini- 
hen Landeskirche hat bisher der Staat als folder gehabt, jo 
3. B. die erekutivifche Beitreibung der Rirdlihen Abgaben, Bau= 
fachen, die Abgrenzung der Barodjialverbände, die Gründung neuer 
Pfarritellen und Bemeinden, und zwar 3. T. in der Form bes Mit- 
wirkungsrechtes. 

Die Geſamtſtellungnahme des Staates zur 
ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche?) wirkte teils 
privilegierend, teils befchränkend. Privilegierungen lagen in fol- 
genden Punkten vor: 


I. Bemeinfam mit allen anderen Religions- 
gejellfhaften im preußifden Staate hatte die fchlesmwig- 
bolfteinifche Landeskirche 


5) Vgl. Paul Schoen, Das Landestirhentum in Preußen, in 
Schufßehftein und eils „Verwaltungsardhiv“ „Bd. 6, Berlin 1898, ©. 101 ff. 
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1. das Recht der gemeinfamen, öffentlihen Religions- 
übung, einſchließlich des Rechtes, ihre Kirchen mit Türmen und 
Glocken zu verfehen. Es beruhte auf dem Artikel 12 der alten 
Preußiſchen Verfaffungsurkunde. 


2. Sie war und ift ftrafgejeglih gefhüßt. Denn 
die Berübung von Unfug an Orten, die zu religiöfen Verfammlun: 
gen bejtimmt find, ferner die durch Drohungen oder Tätlichkeit be- 
mwirkte Hinderung jemandes an der perjönlidyen Bottesdienftaus- 
übung, die Verhinderung oder Störung des Gottesdienftes oder 
gottesdienftliher Verrihtungen durd Erregung von Lärm und Un- 
ordnung an Orten, die zu religiöfen VBerfammlungen bejtimmt find, 
der Diebjtahl an dem Bottesdienfte gemidmeten Gegenftänden aus 
einem dem Bottesdienfte gemidmeten Gebäude, die Sachbeſchädigung 
der Tes religiosae (kirchlicher Geräte), die Branditiftung an Kul— 
tusgebäuden und die Beleidigung von Religionsdienern merden 
auf Brund des Reichsftrafgefeßbuches beftraft. 

3. Die Religionsdiener find von dem Geſchwo— 
rtenen=- und Shöffendienfte befreit. Zu GStandesbe- 
amten und deren Vertretern dürfen fie nicht ernannt werden. Bon 
Naturalleiftungen im Frieden für die bewaffnete Macht waren die 
mit der Geelforge betrauten Religionsdiener hinſichtlich der Vor: 
Ipannleiftung mit’ den zur Ausübung ihres Berufes notmwendi- 
gen Pferden frei. 

4. Straf- un Zuhtmittelgegen ihre Mitglieder durfte 
die Landeskirche im Rahmen des Gefeßes über die Grenzen des 

Rechtes zum Gebrauche kirchlicher Straf: und Zudtmittel vom 
13. Mai 1873 anmenden. 


II. Bemeinfam mit den mit Korporationsrted)- 
ten ausgeftatteten Religionsgejellihaften war die Landeskirdye 
felber bisher 

1. mit ihren Einrihtungen und Gebräuchen gegen 0f- 
fentlide Bejhimpfungen geſchützt. 

2. Die Beiftlihen waren im Falle einer Mobilma- 
Hung in beftimmter Weiſe begünftigt und, wenn fie dem Beur- 
laubtenftande oder der Erjaßrejerve angehörten, vom Dienjte mit 
der Waffe befreit. 

3. Die Kirden und Kapellen und andere dem öffentlidhen 
Gottesdienfte gemidmeten Bebäude waren von der Einquar- 
tierungslaft befreit. 

4. Gie Stand nicht unter dem allgemeinen Bereins- 
rechte. 

5. Bon kommunalen Brund- und Einkommen— 
fteuern mar fie im Rahmen des preußifhen Kommunalabgaben- 
gefeßes vom 14. Juli 1893 befreit. ‚ 
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6. Der Austritt aus der fehlesmwig-holfteinifchen Landes: 
kirche war nur in befonders erſchwerten Formen möglid). 


III. GSemeinjam mit den anderen Landeskir— 
Ken (der altpreußifchen, hannoverſchen uſw. Landeskirche) waren 
dies die Privilegien der jchlesmig-holfteinifchen Landeskirche: 


1. Sie mar vom Staate mit erhebliden Zufhüffen 
„ootiert“. 


2. Bei ftaatlihden Einrihtungen und VBeran- 
ftaltungen murde fie befonders berükjidhtigt: 


a) Sie wurde vom Staate geehrt, indem ihre Berfreter 
ausgezeichnet und zur Teilnahme an Feiern eingeladen wurden. 
Bei meltlihen Anläffen beanjprudte der Staat ihre Weihe (3. B. 
Fahnenmeihe) und wichtigen Staatsanläfjen ließ er einen landes- 
kirchlichen Bottesdienft vorhergehen (3. B. den Sitzungen des Pro— 
pinziallandtages). 

b) In allen öffentlihden Schulen des Staates und 
der Gemeinden wurde landeskirchliche Religionsunter-» 
richt erteilt. Er gehörte zu den obligatorifhen Lehrgegenftän- 
den. Bekanntlich ift um die künftige Regelung des Religions 
unterrichtes ein heftiger Kampf entbrannt. 


ec) Zandeskirhlidhe GSeelforge und landes— 


kirchlicher Bottesdienft in den ftaatlihen Straf— 


anjtalten maren ſtaatlich organifiert. 


d) Die Borbildung der Diener der jhlesmwig:holftei- 
nifhen Landeskirche durch Einriehtung der theologischen Fakultä- 
ten, wie der Kieler Zakultät, ijt ſtaatlich organifiert. 

e) Die Tandeskichlihen Feiertage find vom 
Staate i. a. anerkannt, mit bürgerliher Wirkung verjehen und 
werden heilig gehalten. 


3. Zur Durdführung gewiſſer landeskirchlidher Anordnungen 
wie VBolljtrekung von Disziplinarentfheidun> 
gen und Beitreibung der Kirhhenabgaben im %er- 
mwaltungszmangsverfahren, welche die Kirche autonomiſch feltge- 
feßt und umgelegt hat, Teiht ver Staat der Kirde Jei- 
nenWrm. 


4. Den landeskirhlihen Beamten und Behörden ge 
währte der Staat eine befondere Rechtsſtellung, meit- 
gehende Privilegien und meitgehenden Schuß. Die Amtsgemalt 
der kirchlichen Aemter mar vom Gtaate als eine der mit den 
Staatsämtern verbundenen Amtsgemwalt gleichwertige geachtet. — 
Die Beamten waren in die Rangordnung der Staatsbeamten ein= 
gegliedert. Wie diefe waren fie von der kommunalen Gteuer= 
pfliht und den perjönlihen Gemeindedienjten befreit. Ihre Be— 
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joldung empfingen fie aus der GStaatskaffe. — Soweit die Kirchen: 
diener auf Grund der Ordination dem geiftlichen Stande angehör: 
ten und Erjaßrejerviften waren, genoffen fie Befreiung von der 


Einberufung zu Uebungen. — Bon der Uebernahme verfchiedener. 


öffentlicher Ehrenämter waren die Geiftlihen und die anderen 
Diener der Tandeskirche befreit, jo von der Verpflichtung zur Vor— 
mundſchaft, zum Schiedsmannsamte und zu einigen kommunalen 
Aemtern. — Schließlich waren die Beiftlichen im Prozeß nod) be- 
freit von der Zeugenpflicht hinfichtlich des ihnen bei der Geelforge 
Unvertrauten und erimiert gleich den GStaatsbeamten von der 
Pfändung. 

Zu diefen Privilegien, die jeweils befonders, nicht in einem 
einheitlichen Bejege feftgejegt waren, war als leßtes und Ge- 
neralprivileg die Sanktion des Rirdhlidhen Le— 
benskreijes in feiner Geſamtheit durd den Staat 
zu zühlen. 

Aber nicht nur privilegiert, auch befhränkt mar der 
kirchliche Lebenskreisdurd den Staat, und zwar 
weſentlich in folgenden Punkten: — 

1. Die Befugnis der Kirche, ihre Organiſation in 
den entſcheidenden Punkten ſelbſt zu geftalten, fo insbeſon— 
dere bezüglich der konſiſtorial-presbyterial-ſynodalen Verfaſſung, 
war beichränkt, jo daß mande kirchlichen Einrichtungen nicht ohne 
ftaatlihe Zuftimmung verändert werden konnten. Zu nennen tjt 
aud) die Bindung der Einrichtung neuer und der Veränderung alter 
Parochien an die Genehmigung des Staates, ſowie die Notwendig: 
Reit des Einverjtändnifjes des Staates mit der Neueinrichtung fun= 
dierter kirchlicher Stellen, jomweit der Staat durd) jeine Dotations- 
pflicht finanziell daran intereffiert mar. 

2. Aufdie Befegungderwidhtigerenkirhliden 
Aemter hatte der Staat maßgeblihen Einfluß. Diefen Einfluß 
übte er durch den Minifter der geiftlichen ufm. Angelegenheiten aus. 
Die wichtigeren Kirdjenregimentsbeamten und die Beiftlichen wur— 
den ftaatlic) vereidigt und dem Gtaatsoberhaupte zu Treue und 
Behorfam verpflichtet. Die Möglichkeit einer befonderen Beein- 
flufjung aber mar dem Gtaate ſchon dadurd) gegeben, daß das 
Staatsoberhaupt, der König, aud) — als summus episcopus — die 
Spiße der Kirche mar. 

3. Als einer der wichtigſten Punkte befchränkender ftaat- 
liher Einflußnahme auf die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche 
mußte vielleiht das Recht des Staates zu Vorſchriften 
über die®Bor- und Ausbildungder Beiftliden an 
gejehen werden. Neben der Einrihtung der theologiihen Fakul— 
täten machte der Staat VBorfchriften über die wiſſenſchaftliche Bil- 
dung der Beiftlihen. Dieje mußten i. a. 3. B. deutſche Gymnafien 
beſucht haben. Die landeskirchlichen Anftalten zur theoretifchen 
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und praktiihen Weiterbildung der Geiftlihen unterjtanden ftaat- 
licher Aufſicht. 

4. Endlich Konnte die Landeskirche in pekuniärer Hinficht 
nicht jchalten und walten, wie fie wollte. Der Staat beauffichtigte 
vielmehr die Vermögensvermwaltung. Er hatte 3. B. das Recht der 
Einfihtnahme in den kirchlichen Etat; Neubauten, Erwerb, Bes 
lajtung und Veräußerung kirchlichen Brundeigentums, Aufnahme 
von Anleihen zu nicht bloß vorübergehenden Zmecken ujm. be» 
durften der Genehmigung des Staates. Zur Zmangsetatijierung 
war er befugt. Die Erhebung von Kirchenjteuern war nur in ge= 
wiſſem vom Staate normierten Umfange zuläjfig. 

Dies war in den Hauptzügen das Bild der [chlesmwig-holitei- 
niihen Landeskirche jeit dem Jahre 1867 bis zum Jahre 1918 °). 
Wenn es mit dem Bilde der Kirche in früheren Jahrhunderten ver= 
glichen wird, ſo dürfte als Hauptmerkmal zu beachten ſein, daß 
es eine Art von Parlamentarismus oder Konſtitutionalismus auf— 
wies, inſofern durch die ſynodalen und presbyterialen (Syjtem der 
Beteiligung von Bemeindeältejten an dem Rirchlichen Leben; Pres— 
byter, ein Wort griechiſchen Urjprunges, bedeutet Weltejter) Ele— 
mente dem Bolke jelbjt in erheblihjem Grade Gelegenheit zur Teil- 
nahme am kirchlichen Leben geboten war. Dies iſt eine Errungen: 
ſchaft, die fich bemährt hat und die künftig, entſprechend dem Beijte 
unjeres Zeitalters, wohl auch erhalten bleiben wird. Bermutlid) 
wird fie noch meiter aungebent werden. 





D. Der heutige Beſtand der ſchleswig-holſteiniſchen 
Landeskirche. 


a) en Zahl der Kirdhen, Barodien, 
kirchliches Leben ujm. 


Der Beſtand der ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche war am 
1. Januar 1921 folgender: 


2 Generalſuperintendenturbezirke: Schleswig und Holſtein; 
1 Superintendenturbegirk: Lauenburg; 
22 PBropfteien, davon eine GSuperintendentur (Lauenburg): 
8 (12) Propjteien in Schlesmig ”); 
13 Propfteien in Holjtein. 
352 (477) Parochien (Pfarrgemeinden). 


6) wobei hinzuzufügen ift, daß das neben Helgoland zur Landeskirche 

——— ehemalige Herzogtum Lauenburg innerhalb der Landeskirche eine 

onderſtellung einnimmt (eigener Superintendent), die aber leider in dieſer 

kurzen Darſtellung nicht berückſichtigt werden fonnte, obwohl fie manch inter— 
eſſanten N aufweift. 

Die Zahlen vor der Abtretung Nordichleswigs in Klammern; fie 

ED nen Bredt, Neues evangelifhes Kirchenrecht für Preußen. 

erlin 
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447 (666) dauernd errichtete Pfarrftellen; 
20 Hilfsgeiftlichenitellen; 
ca. 451 (655) gottesdienftlicye Gebäude: 
380 (470) Kirchen; 
65 (76) Kapellen; 
6 (9) Betfäle; 
12 Anfjtaltsgemeinden. 
253139 Stimmberechtigte bei der leßten Gemeindevertretermwahl; 
1656 abgegebene Stimmen. 
33 466 Beburten. 
31 368 Taufen. 
18175 kirchliche (20 738 ftandesamtliche) Ehefchliegungen. 
16 015 Begräbniffe mit kirchlicher Mitwirkung (3294 ohne). 
196 791 Abendmahlsgäfte. 
28 798 Konfirmanden. 
306 Uebertritte zur Landeskirche. 
150 Uebertritte aus der Zandeskirdhe. 
24 429 Austritte. 


b) Diekichliden Finanzen. 

Ein treffendes Bild des kirchlichen Finanzweſens zu gemin- 
nen, ift ſchwer. Treffend kann es nur fein, wenn aus ihm die 
ungeheure Kompliziertheit — und dies ift kein übertriebener Aus— 
druck! — diejes VBermwaltungsgebietes erfihtlid ward. Dies aber 
erjheint Raum möglich), ohne jo jehr ins Einzelne zu gehen, daß 
die Einheitlichkeit der Anſchauung nicht erreicht wird. Wird hin 
gegen das Bild mit wenigen Gtridhen einheitlich entworfen, d. h. 
werden nur die Grundzüge berückfichtigt, jo ift das Bild unridtig, 
weil die Kompliziertheit nicht hervortritt. So jehr gehört dieſe 
zum Wejen des Gegenjtandes. | 

Mit einigen Strihen gezeichnet, wird fich ein Bild des kird)- 
lihen Finanzweſens etwa in folgender Weife entwerfen laſſen. 

Das Fundament des Finanzmejens ift die Einzelge- 
meinde im Begenjaß zur Gejamtkirche. Bon diefem gemeind- 
lihen Zundamente aus baut fi) ein Stück auf dem anderen auf, 
um als Ganzes den Bau des landeskirdhlichen Finanzweſens zu 
ergeben. Nicht ift die Iandeskirchliche Organijation die Grund: 
lage; nicht leben vom landeskirchlichen Finanzweſen wie von einer 
nährenden Mutter die Teile (Gemeinden, Propfteien uſw.). Um- 
gekehrt iſt es. Jede Bemeinde hat zunädjt für ihren Finanzbedarf 
felbft zu jforgen. Dies ift weniger das Rejultat einer bemußten 
Schöpfung nad) einem zuvor entworfenen Plane, als vielmehr 
ein Refultat des gefhichtlihen Werdens. Die Landeskirche von 
ganz Schleswig-Holftein ift, wie oben entwickelt, nicht immer da 
geweſen. Nach den vielfachen Teilungen des Landes hat fie fid) 
erft Iangjam gebildet, wie denn aud) die Bezeichnung „Landes 





kirhe“ noch im Jahre 1854 nit für die Kirche ganz Schleswig 
Holfteins, jondern je für die Kirche von Holftein und Schleswig 
.bejonders verwendet wurde. Immer da gemwejen find, den ruhen: 
nen Pol in der Ericheinungen Flucht haben gebildet die Gemein⸗ 
den. Darum find fie noch heute das Fundament des Materielliten 
an der Kirche, der Finanzen. Und mit Redt. Denn feit Alters 
find die Kirchengemeinden im Befige eigenen, oft nicht unbeträdht- 
lichen Bermögens in Beftalt von Grundbefiß, Bauten, gelegentlid) 
auch von Kapitalien uſw. geweſen. Aus diefem Vermögen, wie 
Einnahmen aus der Berpadhtung der kirchlichen Ländereien, Ka⸗ 
pitalzinfen, Gebühren für Amtshandlungen u. a. bejtreiten fie 
noch heute wie in alten Zeiten zunädjt ihren Geldbedarf für Ge- 
bälter, Bauſachen, Kojten der Bottesdienjte, Krankenpflege, Be- 
meindeblätter, Orgeljpiel ujm. Wegen des beharrenden Eharak- 
ters diefer Brundquellen des Gemeindeeinkommens ift wie das 
übrige gemeindliche jo auch das -Iandeskirdhliche Finanzweſen auf 
der Bemeinde-Brundlage aufgebaut. Dies gilt au) vom Steuer- 
mwejen. Nicht die Landeskirche als Ganzes erhebt die Steuern, 
um dann den Gemeinden davon abzugeben, jondern die Gemein: 
den erheben die Steuern, wenn die Einkünfte aus dem Vermö⸗ 
gen nicht ausreichen. Sie find es, die durd) Geldübermeijung die 
höheren Bermwaltungsverbände finanziell verjorgen: die Propfteien 
uſw. und auf dem Wege über dieje zuleßt die Landeskirche. Die 
höheren Bermwaltungsverbände aber, infonderheit die Landeskirche, 
bedürfen der Gelder teils für VBerbandszmwecke, insbejondere für lan- 
deskirchliche Gejamtzmwecke, teils um lokalen oder Einzelbedürfni]- 
fen da abzuhelfen, mo entweder bejondere Einnahmequellen nicht 
ausreihend zur Berfügung Stehen (3. B. Zuſchüſſe an den Verein für 
ſchleswig-holſteiniſche Kirchengefchichte) oder mo auch die Ber: 
mebhrung der Gemeindeeinnahmen um die Steuern nicht zur Er- 
füllung aller kirchlichen Ausgaben ausreidt. Zur Veranſchauli⸗ 
chung dieſer Ausführungen und des kirchlichen Finanzweſens mö— 
gen hier zwei Beiſpiele je aus einem gemeindlichen bezw. aus dem 
landeskirchlichen Etat mitgeteilt ſein. 


I. Aus dem Etat der St. Nikolai-Gemeinde in Kiel für das 
Rechnungsjahr 1921: 
A. Einnahmen. 


1. Gebühren Er u SE N 5 100,00 M 
2. Miete ur V 576,00 M 
3. Beiträge der Alterszulagenkaffe W 600,00 M 
4. Aus der Kaſſe des Parochialverbandes 


Kiel, der an Stelle der en. 
die Steuern erhebt i . 103070,84 M 


Geſamteinnahme 109 346,84 M 





B. Ausgaben. 

1. Behälter der Beiftlihen u. a. und DR | 

jtige perfönlihe Bezüge . . 73131,84 M 
2. Koften der Bottesdienfte . . . . 7200,00 M 
3. Unterhaltung der Kirchengebäude . . 8 900,00.M 
4. Heizung, Beleuchtung, Reinigung . . 11 300,00 M 
5. Inventar, Orgeln ufm. . . . 2.181500 M 
6. Berjchiedene Ausgaben . . | 7000,00 M 


Summe der Ausgabẽ 109 346,84 M 


Das Finanzwesen der Zandeskirdhe als Ge— 
jamtverbandes ilt konzentriert in der VBermaltung der Ge— 
Tamtjiynodalkajsfe. Dieje bekommt ihre Mittel von den 
Bropfteifynodalkajjen, dieſe die ihrigen von den Bemeinden bezm. 
PBarodhialverbänden, wie dem Kieler Barocdhialverbande. Die Ber- 
mwaltung der Bejamtiynodalkafjfe wird im allgemeinen vom Konji- 
ftorium geführt. Für einzelne Sonderzwecke bedarf diejes der 
Mitwirkung des Gejamtiynodalausihufjes. Man [pricht in diefem 
Falle von dem „ermeiterten Konfiftorium“. Aus dem Etat der 
Gejamtiynodalkaffe für die Jahre 1919/20/21 dürfen folgende Un- 
gaben gemacht werden: 

Einnahmen ; | 1820000 M 


Davon Beiträge ber Bropfteifunodälkaffen 
1 807 000 M. 
Die Ausgaben haben insgejamt die gleiche Höhe wie die Ein- 
nahmen. Die höchften der (zufammen 34 Einzel-) Pojten find: 


Beitrag zur Alterszulagekajje - 20.20. .175000 M 
Zufhuß zum Gmeritierungsfonds . . 250000 M 
Beitrag zum Pfarr-Witwen- und Waifenfonds 135 502 -K 
Beitrag zum landeskirchlichen Hilfsfonds . . 271005 M 
Beihilfen für Bemeindehelfer und nn 30 000 M 
Teuerungsbegüge  . . . 435 000 M 


Die auf den befchriebenen Wegen ärgebenhfen Summen 
reichen jedoch nicht hin, um den Bedarf aller kirchlichen Veran— 
ftaltungen zu decken. Der Staat bat vielmehr bisher, wo es 
nötig war, mit Zujhüffen helfend eingegriffen. Diefe Zuſchüſſe 
führen den Namen „Dotationen“ (von dem lateinifchen Worte 
dos = Mitgift). Entiprechend der „Religionslofigkeit“, zu der der 
Staat ſich Jeit der Revolution bekennt, jind nad) dem Artikel 138 der 
Weimarer Reichsverfaffung die ftaatlihen Leiftungen künftig ab- 
zulöfen. Bisher haben fie kein einheitliches Banzes ausgemadit. 
Ihre Bejfamthöhe kann darum nicht kurz angegeben werden. Gie 
erfolgten bei der engen Verbindung der Kirdye mit dem Staat 
vielmehr jeweils zu einzelnen Poften, wie 





Reifen der Beneraljuperintendenten . . . . 5530 M 
Behälter der Konfiltorialbeamten . 481500 M 
Zufhüffe zu den nad) den neuen Srundfäßen 

fejtgejtellten — Auch — N 

ſtandsgeiſtliche . 5349 000 M 
Piarrbefoldungszufhußfonds 203 230 M 
Stolgebührenablöfungsfonds (ſeit der Einfüh— 

rung der Standesämter und Aufhebung der 

Führung der BSR A die 

Beijtlichen) jr 70000 M 


Angefihts defjen, bafı Sie Tioattihen Dotationen künftig ab- 
gelöjt werden jollen, wird die Landeskirche ſich wohl mehr als 
bisher, wenn nicht ganz, auf eigene Füße zu ftellen verjuchen 
müffen. Dies wird mohl die Notwendigkeit in fi) jchließen, die 
Kirche mehr als bisher, wenn nicht ganz finanziell als eigenen, 
jelbjtändigen Verband zu organifieren, zumal — mie oben unter 


A. ausgeführt — der, Staat auch organifatorifh fih von der 


Kirhe zurückziehen und ihr jeine eigene Organifation zu. Ver: 
mwaltungszmecen nicht mehr leihen mill (wie u. a. auch jeine Bau- 
meijter zu kirchlichen Bauten), die Kirche im Gegenteil eine be- 
fondere Körperſchaft des öffentlichen Rechtes wie etwa die Deich— 
verbände und die Waſſergenoſſenſchaften jein joll. 

Man mag die Notwendigkeit der Neuordnung begrüßen oder 
bedauern — jedenfalls iſt es nicht undenkbar, daß in dem neuen 
Zuftande der Kirche als einer organifatorifchen und finanzmäßigen 
Einheit Männer von organifatorifchen Fähigkeiten, die insbefon- 
dere den Kinanzorganismus der Kirche als einheitliches Ganzes 
hbandzuhaben und durch Ubbalanzieren der einzelnen Posten gegen= 
einander die Kraft der Kirche auf bejtimmte Punkte zu lenken und 
zu konzentrieren verjtehen, dem Ganzen neues Leben einhauchen 
könnten. Zwar wird dies zunädjt ein organiſatoriſches, weltliches 
Leben fein. Defjen bejchleunigter Rhythmus mwird aber dem jee- 
liſchen Leben fie mitteilen können. Denn der Zufammenhang 
ift eng, der zwiſchen Innenwelt und Ummelt befteht, ja — das 
Ringen um einen Ausgleich) zwiſchen dem eigenen und dem frem- 
den Bejeße, zwiſchen dem Befege der Innenwelt und dem der 
Ummelt, ift das Leben jelbjt. Um mie viel förderliher mag ein 
Ausgleich zwiſchen dem ſeeliſchen und dem organiſatoriſchen Ge— 
lege der Kirche werden, da beider Sinn der gleiche ift: dem Un— 
endlichen entgegen! 

Die Ueberleitung in den neuen Zujtand und bie Leitung des 
kirchlichen LXebens in dem neuen Zuftande wird Reine leichte Auf: 
gabe fein. Sie bemältigen zu helfen, wird unter anderen Aufga— 
ben der neuen Landeskirchenverfjammlung bezw. den künftigen, 
zu ſchaffenden Kirchenorganen obliegen. Die in dieſem Abſchnitte 
erwähnten Geſichtspunkte aber dürften zu denjenigen gehören, 
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von denen aus der neuen Slirchenverfaffung ihre Geftalt zu 
geben ift. Insbeſondere für die Beftaltung der künftigen Kirchen- 
Ipiße werden in den vorgetragenen Umftänden Anhaltspunkte ge- 
funden werden können. 


E. Grundfragen der kommenden Kirchenverfafjungs- 

ZZ. gejeßgebung °). | 

Die künftige Berfaflung der fchleswig-holfteinifchen Landes: 
kirche ſoll nad) einem — ftaatsgejeglicd;) genehmigten — Kirchen- 
gejege, dem Kirchengefeße, betr. eine verfaffunggebende Landes— 
Rirhenverfammlung der evangelifch-Iutherifhen Kirche der Pro- 
vinz Schleswig-Holjtein, vom 31. Dezember 1920 von einer Lan- 
deskirchenverfammlung fejtgeftellt werden, die darum als eine ver: 
fajlunggebende bezeichnet worden if. Im Hinblick auf andere 
verfafjunggebende VBerfammlungen wie die deutiche Nationalver- 

ſammlung, welche die Weimarer Reicdhsverfaffung feititellte, oder 

die franzöſiſche verfaffungggebende Nationalverfammlung (1789 
bis 1791), welche die franzöfiijhe monardifche VBerfaffung vom 
Sahre 1791 ausarbeitete, Rönnte angenommen werden, daß die ver- 
faffungggebende ſchleswig-holſteiniſche Landeskirchenverfammlung 
bei ihren Arbeiten völlig freie Hand haben wird. Dies ift jedod) 
nit der Fall. Durch die Reichsverfaffung und durch die preußi- 
Ihe Verfaſſung ift vielmehr ein Rahmen fejtgejtellt, innerhalb 
dejlen die verfaffunggebende Landeskirchenverſammlung die Pfähle 
für die neue Kirchenverfaffung abzuftecken hat. Freilich) erwecken 
die genannten Staatsbeftimmungen zunächſt den Eindrud, als ver- 
liehen fie der Kirche nur Freiheiten. Jede jolche Verleihung be— 
zeichnet jedoch auch eine Grenzziehung. | 

Der Hauptinhalt der zitierten ftaatsgejeglihen Beftimmungen 
ift durch den erften Sab des Artikels 137 der Reichsverfaſſung aus- 
gedrückt. Wie in einer Orgelkompofition ein ganzes Flechtwerk 
von Tönen und Figuren manchmal auf einem einzigen Brundton 
aufgebaut wird, dem jogenannten Orgelpunkt, wie alle einzelnen 
Tonverbindungen über dem Brundtone mit diefem in Harmonie 
ftehen, jo ruhen alle Rahmenbeftimmungen für die neue Kirchen- 
verfafjung auf dem Gabe: 

„&s bejteht keine Staatskirche“. 


In diefem Sinne werden fie ausgelegt werden müfjen, wie wenig 
oder wie viel Einklang unter ihnen beftehen mag. 


8) In diefem Abfchnitt wird eine Reihe Reformfragen bezw. von Punk⸗ 
ten aufgeführt, die bei der Verfaffungsgebung von Bedeutung werden fünnen. 
Eine eingehende Orientierung über jede Frage kann hier leider nicht gegeben 
werden. Sie würden ein eigenes Bud, füllen. Die Aufzählung foll nur die 
Aufmertjamteit auf die einzelnen Punkte hinlenfen und gegebenenfalls zu 
eigenem, weiterem Studium anregen. 
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Der genannte Brundjaß bedeutet, wie oben ausgeführt, daß 
der Staat als ſolcher Reinen Anteil an der Kirche als ſolcher mehr 
nehmen mill. Er will „religionslos“ fein. Dies ijt der fachliche 
Gehalt des Artikels 137 Abſ. 1. Der organijatoriiche Sinn ijt, daß 
der Staat der Kirche für ihre VBermwaltungszmecke jeine eigene Dr: 
ganijation nicht mehr leihen will, wie er es bisher vermittelt der 
umfaffenden Form des landesherrliden Kirchenregimentes getan 
bat. Da nun das Iandesherrlihe Kirchenregiment einen jo mwejent- 
lihen Teil’der Kirchenorganijation ausgemadt hat, daß nad) jei- 
nem gänzlihen Fortfall — d. h. wenn nicht ein Erjaß gejchaffen 
würde — ein geordnetes Funktionieren des kirchlichen Lebens 
nicht mehr möglich wäre, jo muß die Kirche fi) jet eine eigene 
Organiſation ſchaffen. Hierfür ift ihr die Korm der „Körperjchaft 
des Öffentlichen Nechtes“ vorgefchrieben. | 

Auf den erjten Blick Hat es den Anſchein, als ob die neuen 
ftaatlihen Bejtimmungen über die Kirche, verbunden mit dem 
Beijte der „neuen Zeit“, die Notwendigkeit in ſich jchlöffen, das 
Bejtehende von Grund aus zu ändern, als ob kaum ein Gtein des 
Alten auf dem anderen bleiben könne. Dennody wird es nicht 
jo werden. Denn die Kirche befigt bisher einige Elemente, die jo 
jehr zu ihrem Wejen gehören, daß jie fi nicht abſchaffen laſſen. 
Hierher gehören vor allem zwei Einrichtungen: das Pfarramt und 
die Gliederung in Gemeinden. Welche Form diejen Einrihtungen 
künftig auch gegeben werden mag, ihr Brundcharakter ijt gegeben. 
Er war aud) bisher jhon vorhanden. Gelbjt die Notwendigkeit, 
das landesherrlide Kirchenregiment durch neue kirchliche Einrid)- 
tungen i. e. ©. zu erjeßen, bedeutet nicht die Notwendigkeit, ein 
völlig Neues zu jchaffen, ja verbietet ſich durch jenen eigengejeß- 
lichen Charakter, den alle lebendigen Erſcheinungen haben. Das 
landesherrlihe Kirchenregiment war eine Regierungsform. ben, 
was an ihm Regierung mar, wird inhaltlich bejtehen bleiben, ob 
man mill oder nit. Es handelt fi) darum, für den alten und 
natürliden Inhalt einen neuen Ausdruck zu finden. Hierin liegt 
angefihts des Charakters der Gegenmart, von dem die Römer das 
Wort „novarum rerum cupidus“ (= nad) Neuerungen begierig) 
gebrauchen würden, ein beruhigendes Moment. Denn natürliches 
Wachstum, alſo Entwickelung aus dem VBorhandenen, ift das Ge— 
feß des Lebens. Gemaltjame Eingriffe, Kuren nach der Methode 
des Doktors Eifenbart, pflegen ſich zu rächen. Ein Beijpiel aus 
dem Kirchenleben ift die Vermeltlihung der kirchlichen Staaten 
Deutihlands vor reichlich hundert Jahren, die ſog. „Säkulari— 
fation“, durch den Reichsdeputationshauptichluß vom Jahre 1803 
gemwefen. Damals wurden die Kirchenfürfjtentümer mie das Kur: 
fürftentum Mainz aufgehoben, ihres ſtaatlichen Charakters ent- 
Rleidet. Ihr Gebiet wurde weltlichen Staaten einverleibt. Den 
mweltlihen Staaten erwuchs damals u. a. die Lajt, pekuniär für 
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die jäkularifierten Fürftentümer zu Jorgen — eine Laſt, die ihnen 
u. a. in dem Kulturkampfe in den erjten Jahren nad) der Reichs— 
gründung jchmerzlich fühlbar wurde und an der fie noch heute 
tragen. Dem Bejeß des natürliden Wachstums zu entiprechen, 
wird eine Richtſchnur für die verfafjunggebende Landeskirchenver- 
fammlung jein. Dies liegt auch in dem bejonnenen, dem Leiden- 
ſchaftlichen abgeneigten Wejen der Bewohner unjeres Landes, von 
denen freilich) auch manche als Deutjche auf dem Gebiete der Po- 
litik zu ertremen Phantafien neigen, wenn auch der Kühle des 
Temperaments entſprechend weniger heftig. 


Wenn nun das landesherrliche Kirchenregiment zu erjeßen, 
eine der Hauptaufgaben der verfafjunggebenden Landeskirchenver— 
jammlung jein wird, jo wird es ſich empfehlen, fich dasjelbe in jei- 
ner mwejentlihen Gejtalt und jeinem weſentlichen Umfange zu ver— 
gegenwärtigen, zumal nicht wenige der bisher geäußerten Reform- 
vorſchläge fi) auf Kompetenzen diefer bisherigen Regierungsform 
beziehen. Die Nennung der einzelnen Bunkte kann vielleicht eine 
Aufforderung bedeuten zu fragen, ob eine Neugejtaltung eintre- 
ten muß. Darum möge die bisherige Form der Kirchenregierung 
in der des landesherrlihen Kirchenregiments hier nochmals und 
ausführlicher dargelegt werden, als es oben bei der allgemeinen 
Skizze der bis zur Revolution bezm. bis jeßt in Geltung gemeje- 
nen Berfaffung unserer Landeskirche gejchehen iſt. Wiederum 
wird die Gejtalt des durch die Neuerungen jeit dem Jahre 1918 
nicht veränderten Zujtandes vorgeführt werden. Biszur Re— 
volution hatte das landesherrlide Kirdenre- 
gimentfolgende Ausprägung: 

Das Kirhenregimentdes Landesherrn war die 
Epiße der Kirchenverfafjung. Es wurde auch Oberbifchoftum ge— 
nannt. Es kann nicht aus dem Wejen der Kirche heraus verjtan= 
den werden. Mit diefem hängt es nicht zufammen. Begreiflich 
iſt es allein aus der Bejchichte, und zwar aus der Geſchichte der 
Reformation. Diejenigen Kirchen nämlich, welche zum Prote- 
ftantismus übertraten, ſchieden — und dies lag in der Natur der 
Sache — aus dem Organismus der Ratholifhen Kirche aus, der 
fie bisher getragen hatte. Ohne eine umfaſſende organifatorijche 
Stüße konnten fie nicht bejtehen. Zur Schaffung einer neuen 
und eigenen protejtantiihen Kirchenorganijation kam es nicht, 
d. h. jene Aufgabe, die zu den Reformationsaufgaben gehörte und 
die jeßt vielleicht erjt ihre Löjung finden wird, — ihre Löſung ge— 
lang der Reformation nit. Bon ſchwerer Gefahr war durd) die- 
fen Mangel der Protejtantismus ‚bedroht. Da jprangen die pro- 
teftantifhen Landesherren ein. Gie halfen den Kirchen mit ihrer 
landesherrlihen Macht und liehen ihnen die ftaatliche Organifa- 
tion. Aus diejer heraus jhufen fie teils bejondere Inſtanzen für 
kirchliche Angelegenheiten, teils übertrugen fie ihren Staatsbehör- 





31 


den als ſolchen kirchliche Angelegenheiten. Aus einem „Not— 
ſtande“ der Kirche heraus alſo iſt das landesherrliche Kirchenregi— 
ment zu verſtehen, freilich auch aus dem Gedanken des chriſt- 
lichen Staates. Jetzt gibt es keine Landesherren mehr. Der 
Staat mill religionslos fein. Darum ift ein ftaatlides Regi— 
ment in der Kirche nicht mehr möglid. Darum fteht jeßt die 
Frage der Kirchenverfafjung politiſch auf dem Tapet. 


Das landesherrlihe Kirchenregiment war bisher begrifflich 
nicht ganz leiht zu bejtimmen. Denn mit den unter diefem Na— 
men zujammengefaßten Befugniffen war eine zweite Bruppe von 
Befugniffen in der Perſon des Yandesherrn vereinigt, die ſich eben- 
falls auf die Kirche bezogen. Durch die Namen „ius in sacra“ 
und „ius circa sacra“ wurden die beiden Gruppen unterjchieden. 
Unter „us circa sacra“ verjtand man das Recht des Staates 
— eines feiner Souveränitätsrehte — zur Oberaufſicht über alle 
Kirchen und Religionsgefellichaften. Es murde von Staatsbehör- 
den im Namen des Landesherrn ausgeübt. Dies Recht dürfte der 
Staat audy in Zukunft in irgend einer Form ſich vorbehalten, 
Ihon um die Gewähr zu haben, daß die Kirchen keine Ziele ver- 
folgen, die mit jeinem Weſen unvereinbar find. Das „us in 
sacra“ war der Kreis der kirchenregimentlihen Befugniife i. e. ©. 
Es war begrifflid) von den übrigen jtaatlihen Rechten jo zu tren- 
nen, wie es eben durd) einen Hinmeis auf ſeine Geſchichte befchrie- 
ben mworden ift. Es ijt ein Recht oder Komplex von Rechten, die 
begrifflich dem kirchlichen Zebenskreife angehören. In der katho— 
liihen Kirche wird es vom Papſte und den Biſchöfen ausgeübt. 
Eben die päpftlih-bifhöflihe Organijation war es, die mit dem 
Uebertritte zum Proteftantismus jenen proteftantifch gewordenen 
Kirchen und Gemeinden verloren gegangen war und die der Lan: 
desherr in der beſchriebenen Weife durch fein Eingreifen erjeßte. 
Ausgeübt wurde es, jomeit nicht dem LZandesherrn perjönlich vor— 
behalten, durch Behörden, die man in Unterjcheidung von den 
Staatsbehörden i. e. ©. mit rein ftaatlihem Aufgabenkreije Kir- 
chenbehörden nannte. Mit allen Konſequenzen ift jedoch unter 
dem früheren Rechte diefe Scheidung nicht durchgeführt morden 
und darum dürfte die Rommende Neuordnung in den Einzelheiten 
auch nicht ganz leicht werden. Zu den bejonderen Rirchenbehörd- 
lihen Organen gehörten in preußiſcher Zeit in Schleswig-Holſtein 
das Konfiftorium, die Generaljuperintendenten und die Pröpite. 
Die Beamten des Konfiftoriums wurden als GStaatsbeamte ange: 
fehen, menigftens von der PBraris. Den kirchenregimentlichen Be— 
börden Standen innerhalb der Kirche die ſynodalen Organe gegen- 
über. Diefe hatten am Kirchenregimente Reinen Anteil. Ihre 
Rolle -kann ſachlich wohl als vergleichbar mit derjenigen bezeichnet 
merden, die im Gtaate die VBolksvertretung jpielte, die an der Re— 
gierung aud) keinen Anteil hatte, wenn auch an der ftaatlichen 
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Willensbildung. Allerdings find dies Unterfcheidungen, die nur 
im Groben richtig find. Sofern 3. B. bisher ſynodale Mitglieder 
für beftimmte Angelegenheiten zum Konfiftorium als außerordent- 
lihe Mitglieder desfelben traten, nahmen diefe an der Kirchen 
regierung Anteil und infofern fand eine Durchbrechung der ent: 
wicelten Brundfäße ftatt. 

Die Funktionen der Kirchenregierung, die künftig grundfäß- 
li) der Kirche anheimfallen follen, murden zuleßt in zwei Grup: 
pen geteilt, in „iura reservata“ (= rejervierte Rechte) und „iura 
vicaria® (= Redte, in deren Ausübung eine Vertretung ftatt- 
findet). Die „iura reservata“ waren dem Landesherrn „re= 
ferviert“ oder vorbehalten; ihre Ausübung erfolgte, ſoweit nicht 
perjönlid durch den LZandesherrn, in oberfter Inftanz durd den 
Minifter der geiftlichen ufm. Angelegenheiten in Berlin. Es maren 
dies im weſentlichen: 

1. Die Sanktionder Kirhengefeße, d. h. die for- 
melle Erklärung, daß dies oder jenes künftig rechtens fein jollte. 
Gie beftand in der königlichen Unterjhrift unter die Gefete. 

2 Die Ernennung zu Kirdhenregimentsbeam- 
ten (Konfiftorium, Generalfuperintendenten, Pröpfte, wie denn 
der Staat bisher zu den Reifekoften der Beneraljuperintendenten 
beigetragen bat). 

3. Das Recht des Königs zur Ernennung von adt 
Mitgliedern zur Befamtfynode. 

4. Das Recht, die Intereffen des Kirchenregimentes auf den 
Tagungen der Geſamtſynode durch königliche Kommiffare 
an zu lajfen. 

Ordens=-, Titel und Bnadenfaden. 

E Das Recht der oberbifhöfliden Entfheidung 
in zmeifelhaften Fällen, 3. B. in Kompetenz-Konflikten zwiſchen 
dem Konfiftorium und dem ftaatlihen Minifter der geiftlihen ufm. 
Angelegenheiten, der, wie erwähnt, ſich auch mit Kirchenangelegen⸗ 
heiten zu befaſſen hatte. Dies Recht iſt freilich in Schleswig⸗ Hol⸗ 
ſtein kaum jemals praktiſch geworden. 

Die „iura vicaria“ wurden für Schleswig-Holſtein neben dem 
Minijter der geiftlihen Angelegenheiten vornehmlid) vom Kon- 
Tfiftorium zu Kiel verfehen. Das Konfiftorium war — und ift 
— eine kollegiale Behörde, beftehend aus einem meltliden Präfi- 
denten und mweltliden und geiftlichen Mitgliedern, d. h. feine Ent—⸗ 
Theidungen wurden nicht durd) den Präfidenten, fondern nad) Ab- 
ftimmung durd) das Konfiftorium als Ganzes getroffen. Ihm fiel 
praktiſch die Leitung der Kirche zu, ſoweit nicht der Minifter der 
geiftlihen ufm. Angelegenheiten oder die Regierung in Schleswig 
Rechte wahrzunehmen hatte, was 3. B. in Sachen der Kultuspoligei, 
in Baufadhen, bezüglich der Beitreibung kirchlicher Abgaben, der 
Abgrenzung der PBarochialverbände uſw. der Fall war. 
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Die Zuftändigkeit des Konfiftoriums war jo umfaffend, daß 
mehrere Geiten erforderlid wären, um alle Punkte zu nennen. 
Hier können, um eine mwenigftens ungefähre Borftellung zu ermög- 
lihen, nur einzelne Punkte herausgegriffen und mit Leitmworten 
bezeichnet werden: 

1. Pfarrbejegungen, 

. Ueberwachung des Religionsunterridhts, 

. Berfonalangelegenheiten der Beiftlichen ufm., 

. Vorbildungs- und Prüfungsmejen der Kandidaten zum 
Pfarramte, 

. Emeritenjaden, 

Ueberwachung der Kirhenzudt, 

. Bermaltung der landeskirchlichen Fonds und des landes- 
kirchlichen Bermögens, 

. Erteilung von Dienftinjtruktionen, 

. Bublikation der Kirchengefegße, 

. Wache über die Einhaltung des Bekenntniffes, 

. Berfaffungsfragen, 

. Genehmigung zum Erwerb, zur Beräußerung und Be: 
lajtung von Grundftücen, 

13. Stellvertretung in vakanten Pfarrftellen, 

14. Kollekten und GStolgebühren, 

15. Fürſorge für die Hinterbliebenen von Geiſtlichen und Kir- 

chenbeamten, - 

16. Auseinanderfegung zwiſchen anziehenden und abziehen: 

den Beiftlichen, 

17. Anlage und Unterhaltung von Friedhöfen, 

18. Aufficht über den baulichen Stand von Kirchen und Pfarr: 

gebäuden, 

19. Kirchliche Dispenfe, 

20. Bebührenfragen, 

21. den fynodalen Organen gegenüber 3. B. die eventuelle An- 

ordnung der Berufung der gemeindlihen Vertretungen, 
u. a. m. 

Teils entſchied bisher das Konſiſtorium allein, teils in Ge— 
meinſchaft mit der Geſamtſynode bezw. mit deren Ausſchuß, teils 
war auch ſtaatliche Zuſtimmung erforderlich. Es herrſchte eine ſo 
ſtarke Zentraliſation, daß auch Kleinigkeiten wie Einzelheiten von 
Bebührenfragen (meld) letztere eben zur Zuſtändigkeit des Konſi— 
ftoriums gehören) vom Konfiftorium zu entſcheiden waren. Diefer 
Umſtand hat die Behörde nicht wenig belaftet und dem Gedanken 
der Gelbitvermwaltung nicht überall entſprochen. 

Bon den meiteren kirchenregimentlihen Organen in Schles— 
mwig-Holjtein haben vie Beneralfuperintendenten — 
außer ihren Aufgaben als Mitglieder des Konfijtoriums und der 
Gefamtiynode — einen eigenen Amtskreis, in erfter Linie die 
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Pflege des perſönlichen Verkehrs mit den Geiftlihen und dem 
Konfiftorium; fie haben dieſe bisher durch ihre Beneralvifitations- 
reifen vorgenommen. In Ausübung der perfönlichen Auffiht foll- 
ten fie etwaige Streitigkeiten zmifchen den Paftoren und den Ge- 
meinden beilegen, den Religionsunterridht vifitieren, fortlaufend 
Berichte über den Zuftand ihrer Bezirke einreichen ufm. 


Die Bröpfte hatten bisher ebenfalls Pifitationen in ihren 
Bezirken vorzunehmen und hier die Zuftände zu überwachen ſo— 
wie Berichte darüber zu erftatten; etwaige Mißſtände konnten fie 
proviſoriſch abftellen; in der Propfteifgnode und im Propfteifyno- 
dalausihuß hatten fie den VBorfiß u. a. m. 


%* * 
* 


Hiermit ift im Weſentlichen bejchrieben, was man bisher 
unter landesherrlihem Kirchenregiment verftanden hat. Es ift jo 
ausführlid) erfolgt, weil die Ordnung diefer Materie dem Umfange 
nad) wohl die Hauptaufgabe der verfaffunggebenden Landeskirchen- 
verjammlung bilden wird. Für die übrigen — nad) den bisher an die 
Deffentlichkeit gelangten Aeußerungen — mutmaßlihen Haupt: 
punkte der reformatorifhen Arbeit der Verſamm— 
lung mwird eine Bezeichnung mit kurzen Leitworten genügen °). 

Was zunädjft die Grundlage der Kirche, das Bekenntnis be- 
trifft, jo bildet diefe unter dem Schlagworte „nie Bekennt- 
nisfrage“ in der bisherigen Erörterung der kommenden Ber- 
faffunggebung ein Hauptproblem. Nad) den bisher an die Deffent- 


‚lichkeit gelangten Aeußerungen dürfte es ſich hierbei darum han— 


deln, ob in die VBerfaffung eine Beſtimmung darüber aufzunehmen 
ift, daß die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche enangelifch-Iutherifch 
ift und auf beftimmten Brundlagen, wie der Bibel und den refor- 
matorifchen Bekenntnisighriften, fteht, oder ob dies nicht vielmehr 
felbjtverftändlich ift, jo daß eine Ermähnung im Berfafjungstert 
nicht als angebradt erſcheint. Der Ronfijtoriale Berfaffungsent- 
mwurf hat, wie auch mohl die überwiegende Zahl der bisher be= 
kannten Berfaffungsentmwürfe anderer Landeskirdhen, die Trage 
der Einfügung einer Beftimmung über die Bekenntnisfrage mit 
„3a“ beantwortet und die Beftimmung im 8 1 fo formuliert: 


) Eine fo kurze Formulierung, die allein angefichts des zur Verfügung 
ftehenden Raumes möglid) ift, fteht vor großen Hinderniffen. Die Schwierig: 
feit der Tyormulierung wird dadurch vermehrt, daß es nicht leicht ift, aus den 
verfchiedenen NReformftrömungen das Entfjcheidende herauszuhören. Der Ber: 


jene hofft, daß es ihm gelungen ift, überall einen objeitiven und richtigen 


usdrud gefunden zu haben. jedenfalls hat er ſich darum bemüht und zu 
diefem Zwecke das Urteil von Männern der verfchiedenen Richtungen einge- 
holt. Die obigen Tormulierungen haben deren Billigung erhalten. Sollte 
das Streben des Berfaflers nicht überall von Erfolg gewefen fein, jo bittet 
er im Hinblid auf die Schwierigkeit der Aufgabe um freundliche Nachſicht. 


— — — mn 
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„Die evangeliſch-lutheriſche Landeskirche der Provinz 
Schleswig⸗ Holſtein ſteht auf dem Boden des Evangeliums, wie 
es in der Heiligen Schrift enthalten und in dem ———— 
lutheriſchen Bekenntnis bezeugt iſt. 


Dieſe ihre Grundlage iſt unantaſtbar und jeder Abände- 
rung im Wege der Bejeßgebung entzogen.“ 

Hinfihtlih des Bottesdienftes find Vorſchläge für eine 
Neuordnung geäußert worden. Bon Runftverftändiger Geite und 
von Perfjönlichkeiten, die wiffen, welche Bedeutung für das Leben 
die Form bat, ift eine Neuordnungdes Bottesdienijtes 
(Liturgie) und vermehrte Pflege der Kirdenmufik 
gefordert worden — eine Frage, die. eine Aenderung der Vorſchrif— 
ten über die Ausbildung und die Stellung der Organijten, jeden- 
falls für eine große Reihe Stellen, in fi) ſchließen dürfte. 

Daß das Verhältnis der fhlesmig-holfteiniihen zuden 
anderenevangelifhen Landeskirden künftig einer 
bejonderen Pflege bedarf, wird anerkannt. Der Ronfiftoriale Ver— 
faffungsentwurf enthält darüber in feinem $ 2 eine Beſtimmung: 

„Die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirhe fühlt fi den. 
anderen evangeliihden Landeskirhen Deutfchlands innerlich) 
verbunden und ift, unter voller Wahrung ihrer Selbjtändigkeit, 
arundfäßlich bereit, an deren gemeinjamen Aufgaben und Ar: 
beiten teilzunehmen.“ 

Sollten ſich mehrere LZandeskirchen (oder andere öffentlich- 
rechtliche Religionsgejellihaften) zu einer engeren Verbindung mit 
einander vereinigen, jo ijt der Staat, d. h. in diefem Falle das 
Reich, bereit, die neue Einheit anzuerkennen und ihr eine befon- 
dere Rechtsitellung zu geben. Die neue Reichsverfaffung beftimmt 
darüber im Artikel 137, Abſatz 5, Sat 3: 

.: „Schließen fi mehrere derartige öffentlich-redhtliche Re— 
ligionsgejellichaften zu einem VBerbande zufammen, jo ift aud) 
diefer Berband eine öffentlich-rechtliche Körperichaft.“ 

Ueber die Rechtsform der öffentlich-rechtlichen Korporation 
für die Landeskirhe wird unten in einem befonderen Abfchnitte 
gehandelt werden. Der Zujammenfchluß der evangelifhen Lan— 
beskirchen Deutidhlands zu einem eigenen Verbande ift inzmijchen 
in die Wege geleitet worden: Der im September in Stuttgart zu— 
fammengetretene deutſch⸗ evangeliſche Kirchentag hat für den neuen 
Verband bereits eine Verfaſſung ausgearbeitet und beſchloſſen. Da- 
‚mit gemäß diefer Verfafjung der VBerbänd als Gejamtorganifation 
der evangeliihen Landeskirchen Deutichlands, für den der Name 
„Deuticher evangelifcher Kirchenbund“ vorgefchlagen worden ift, 
Wirklichkeit werde, ift noch erforderlich, daß die einzelnen Landes— 
kirden, fo auch die ſchleswig-holſteiniſche Landeskirche, die vorge 
Thlagene Berfaffung des neuen Kirchenbundes billigen und ihren 
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Beitritt erklären. Die hierauf bezüglichen Maßnahmen feftzulegen, 
wird Sache der verfafjunggebenden Landeskirchenverfammlung 
unferer Landeskirche fein. Gollte der Kirchenbund, woran nicht 
mehr zu zmeifeln fein dürfte, Wirklichkeit werden, fo wird dies 
vermutlid) eine der ftärkften Förderungen bedeuten, die der Pro: 
teftantismus ſeit langem erfahren hat. Nicht nur in Deutfchland, 
fondern aud) im proteftantifchen Auslande ift dies erkannt worden, 
mie aus der Antwort der 11. ſchwediſchen allgemeinen Kirchenver- 
fammlung auf einen Gruß des Stuttgarter Kirchentages hervor: 
geht. Diefe lautet: „Die Elfte Allgemeine Kirchenverfammlung 
Schwedens hat, Gott lobend und preifend, durch ihren Vorſitzenden 
von der Bründung des Deutſchen Evangelifchen Kirchenbundes nä- 
heres erfahren und den vom Zmeiten Deutſchen Kirchentag in 
Stuttgart an das Kirchenvolk Schwedens gerichteten Gruß dank- 
bar empfangen. Gott fegne und ftärke Ehrifti Gemeinde und 
unfere teuren Blaubensgenoffen in Deutichland! Bott einige uns 
alle in feiner heiligen Liebe zur evangelifchen Arbeitsgemeinſchaft, 
wie wir mit Ihnen, dem begnadigten Präfidenten des Stuttgarter 


Kirchentages, und mit den gefamten Mitgliedern des Deutjchen 


Evangeliihen Kirchentages in treuer Glaubensgemeinſchaft ver- 
bunden find.“ Unter den Unterzeicdhnern dieſer Antwort befindet 
fi) der Name des großen ſchwediſchen Erzbiſchofs Nathan Sö— 
derblom jelbft. 


Eine bedveutfame Trage ift das Problem der Stellung 
der Kirche zum Religionsunterridte. 


Ein grundlegendes Problem, das bereits die eigentlichen Ver- 
foffungsfragen berührt, wird durd das Wort „Bolkskirde 
oder nieht?“ bezeichnet. Zahlreihe Meinungsäußerungen ha— 
ben entſprechend der Bedeutung der Frage in der Deffentlichkeit 
ftattgefunden. Der fpringende Punkt dürfte fich jo bezeichnen 
laffen: Sol die Kirche aus Mitgliedern beftehen, die in fie hinein- 
geboren werden oder die auf Grund bloßen Wohnfies ihr ange: 
hören ufm., natürlich vorbehaltlid) des evangelifch-Iutherifhen Be— 
Renntniffes®? Oder Toll es einer befonderen Einmeldung mie in 
einen Berein bedürfen? Die Frage läßt fi) von einem anderen 


Geſichtspunkte aus aud) fo befchreiben: Gehört der Kirche an, wer 


in ihrem Bezirke wohnt und fich nicht formell ausgemeldet hat? 
Oder ift der nit Mitglied, der fich nicht eingemeldet hat? Würde 
die leßtere Frage in der neuen Verfaſſung bejaht werden, jo dürfte 
die Kirche fi) in ihrem Wefen dem Bemeinfhaftscharakter nähern. 


Die Hauptfrage unter den eigentlihen Berfafjungsfragen 
bildet jedod) diefe: Nah welchem Syſtem ift die neue 


. Berfaffung zu geftalten? Die bisher geäußerten Bor: 


Thläge jcheinen ſich um drei Möglichkeiten zu bewegen, die durch 
die Worte 
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Konſiſtorialſyſtem, 
Episkopalſyſtem und 
Synodalſyſtem 


bezeichnet werden. Eine Ordnung der neuen Verfaſſung nach 
dem Konſiſtorialſyſtem würde bedeuten, daß der bisherige 
Zuſtand, wenn auch mit Modifikationen, grundſätzlich erhalten 
bliebe. Beſondere Beſtimmungen wären bezüglich derjenigen Teile 
des landesherrlichen Kirchenregimentes zu treffen, die als „iura 
reservata“ bezeichnet worden ſind. — Würde das Episkopal— 
ſyſtem = Biſchofsſſy ſt em eingeführt werden, fo hieße dies nad) 
den bisherigen Vorſchlägen, daß nicht mehr ein weltlicher Präſi— 
dent an der Spitze der Kirchenregierungsbehörde ſteht, ſondern ein 
geiſtlicher Fachmann, d. h. ein Geiſtlicher. Ob dieſem der Name 
Biſchof gegeben würde, wäre eine Frage für ſich, desgleichen, ob 
im übrigen der konſiſtoriale Organismus beibehalten würde. Ein 
wahres Biſchofsſyſtem wäre dies jedoch’ nicht, ſondern nur ein 
modifiziertes Konfiftorialfyftem. Die Einführung eines wahren 
Biſchofsſyſtems würde bedeuten, daß ein Bilchof wie ein Monarch 
an die Spiße der Kirche geftellt und daß feine Stellung nicht nur 
geijtlich begründet, fondern auch Rirchenregimentlich i. e. ©. aus: 
gebaut würde, etwa ent|prechend der Ratholifchen Kirche, was aller: 
dings wohl meder zweckmäßig, noch nad) dem reformatorijchen 
Grundgedanken unserer Landeskirche möglich wäre. Dies würde 
jedenfalls eine Menderung von Grund aus bedeuten, ebenjo mie 
die Einführung des reinen Synodalfyftems. Unter Anlebh- 
nung an ein Sehr treffendes Schlagwort aus den normegilchen Ver— 
faffungskämpfen zwiſchen Krone und Gtorting, welches Tautete 
„all makt skal samles i denne sal“ (alle Macht joll in diefem, dem 
Stortings-Saal verfammelt werden), würde die Einführung des 
Synodallyftems bedeuten, daß alle kirchliche Gemalt der fynodalen 
Bertretung der Kirche im Gegenſatze zu einer Behörde übertragen 
würde. Sm Zuſammenhange hiermit fteht die Frage der Einfüh- 
rung des Barlamentarismus,d. h. des Syjtems der Partei: 
regierung oder -herrſchaft. Als möglich ift au) eine Verbindung 
der drei Syiteme mit einander bezeichnet worden, oder etwa des 
Konfiftorial- mit dem Episkopalfyftem bezw. des Synodalſyſtems 
mit dem Konſiſtorialſyſtem. 

Bon der Wahl des grundfäglichen Verfaffungsiyftems wird 
vermutlich in der einen oder der anderen Weile die Art des Wuf = 
bausder®PBertretungsorgane (Synoden) abhängen, und 
im Zujammenhange damit dürfte die Entieheidung darüber jtehen, 
welches Wahlrecht künftig in der ER gelten joll, ob etwa 
das Reichstagsmahlredht. 

In den Rahmen der Verfeſſungeſtogen dürfte — wenn auch 
nicht ausſchließlich — fallen, ob die Stellung der General— 
ſuperintendenten beizubehalten iſt, wie ſie bisher war, — 
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ob jie ausgebaut oder vereinfacht werden joll, — ob es künftig noch 
zweier Generaljuperintendenten bedarf oder ob man fi — im 
Hinblick auf die Bereinfahung der Verwaltung und die Erfparung 
von Kojten (Reifen) — mit einem Generalfuperintendenten be= 
gnügen muß, — ob eventuell die Entiheidung für das Biſchofs— 
ſyſtem (f. 0.) eine Aenderung der Stellung der Beneraljuperinten- 
denten bedingt, — mer die Generaljuperintendenten ernennen joll: 
ob ein Kirchenregierungsorgan, ein Synodalorgan oder ein ge— 
miſchtes Organ u. a. m,, 

wie denn überhaupt Die Frage, mer. künftig die Diener ber 
Kirche zuernennen haben mird, ein umjtrittener Punkt ift. 

Mit der Wahl des grundjäßlichen Verfaſſungsſyſtems hängt 
zujammen, es läßt ſich mohl jagen: einen organiſchen Teil des- 
jelben bildet die Frage der Verteilung der Berantmwortlid- 
Reiten, d. bh. wem joll 3. B. ein eventueller Biſchof oder Konſi— 
ftorialpräfident verantmwortlid) jein, wem die Generaljuperinten= 
denten ujm.? 

Im Rahmen des Verfaſſungsproblems wird ferner gefragt: 
Sind in den Gemeinden die bisherigen zwei Vertre— 
tungsorgane, das Kirchenkollegium und der Kirchenvorſtand, 
beizubehalten oder ſoll es künftig nur ein Vertretungsorgan geben? 
Sind vielleicht in dieſem Punkte die einzelnen Gemeinden je be— 
ſonders zu behandeln? 

Weiter: Iſt innerhalb der Kirche ein Ausbau der 
Selbſtverwaltung notwendig? Dieſe Forderung erſcheint 
beſonders angeſichts des ſehr großen Aufgabenkreiſes des Konſi— 
ſtoriums verſtändlich, das wohl tunlichſt von aller Kleinarbeit zu 
entlaſten wäre. Im einzelnen dürften in erſter Linie praktiſche 
Geſichtspunkte für das Maß des Ausbaues der Selbſtverwaltung 
maßgebend ſein, ſo daß weitere Erörterungen hier, die mehr oder 
weniger nur akademiſchen Charakter haben können, ſich erübrigen. 

Schwerlich abgeſchloſſen iſt ſchon für immer die Frage des 
Rechtes zum Austritteausder Kirdhe. Die Bedingun- 
gen, unter denen es gewährt wird, werden in der Zukunft mohl 
noch der Ueberprüfung unterzogen mwerden. 

Ein eigenes Kapitel im kirchlichen Berfaffungsrechte pflegt 
das Disziplinarredt zu bilden. Es mird vielleicht auch 
einen Begenftand der künftigen VBerfafjungserörterungen bilden, 
menigftens jeine Grundzüge. Die Entſcheidung felbjt über dieje 
Frage dürfte einem künftigen bejfonderen Bejege vorbehalten jein. 

Entſprechend der zumal kurz nad) der Revolution von 1918 
lebendigen Räte: oder berufsjtändiichen Idee denkt man von eini— 
gen Geiten in der Paftorenihaft daran, den Beiftlichen innerhalb 
der landeskirchlichen Verfaſſung eine bejfondere Bertretung in 
Form einer BPaftorenkammer zu geben. Einige der darauf 
bezüglichen Vorſchläge wollen, jo ſcheint es, daß die künftige Kir- 
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chenregierungsbehörde ihre Vorlagen für die Gefamtvertretung der 
Kirche zunächſt diefer Kammer unterbreite, was funktionell auf 
eine Art Zmeikammerjyitem hinauslaufen könnte, wie es die alte 
preußifche Staatsverfafjung mit ihrem Herren: bezw. Abgeord- 
netenhauje kannte. Andere jcheinen es für genügend zu halten, 
wenn ein joldhes eventuell zu ſchaffendes VBertretungsorgan der 
Paſtorenſchaft den Eharakter eines beratenden Ausſchuſſes erhält, 
während nod) andere Kreijfe, und wohl die überwiegende Mehr: 
heit ein bejonderes Bertretungsorgan der Paſtorenſchaft nicht 
für erforderlich erachten, jei es aus prinzipiellen Gründen, jei es, 
weil es ihnen ausreichend erjcheint, wenn, wie bisher, in geiftlichen 
Standesjadhen uſw. Mitglieder des bereits bejtehenden Pajtoren- 
vereins zugezogen werden. “Jedenfalls wäre im Kalle der Schaf: 
fung einer Baftorenkammer der Bedanke nicht von der Hand zu 
weiſen, daß auch andere Berufsgruppen des kirchlichen Lebens- 
Rreijes wie die Küfter und Kirchendiener, die Organiften und To- 
tengräber eigene verfaffungsmäßige Standesvertretungen bekämen 
— eine Ordnung, die den kirchlichen Verfafjungsapparat ftark kom- 
plizieren dürfte. 

Bejonderer Betrachtung wird vermutlich die künftige Rege- 
lung des Batronatredtes unterworfen werden. Jedoch wird 
es ſich mehr oder weniger nur um vorbereitende Diskuffionen dre- 
ben können, da das durch den Artikel 83 der neuen preußijchen 
Verfaffung in Ausfiht gejtellte befondere Geſetz nod) nicht er- 
gangen ijt. 

Auch: welche Stellung das ehemalige Herzogtum YZauen- 
burg künftig innerhalb der Landeskirche einnehmen ſoll, dürfte 
Gegenitand befonderer Beſchäftigung werden. Bisher genof es 
eine bejtimmt geregelte Selbftändigkeit, wie fi) u. a. daraus er= 
gibt, daß Lauenburg einen eigenen Superintendenturbezirk bildet; 
fein Superintendent ift den beiden Beneraljuperintendenten der 
Landeskirche nicht unterftellt. 


Nicht ift in der Deffentlichkeit die Krage erörtert worden — 
und doch kann fie praktijch bedeutjamer werden als andere: Un⸗ 
ter welchen Bedingungen kann eine Venderung der Ver— 
faffung ftattfinden? Der konfiftoriale Entwurf jchlägt im 8 108 
Sat 3 folgende Regelung vor: 

„gu Berfaffungsänderungen bedarf es einer Mehrheit von 
2/, der abgegebenen Stimmen.“ 


Dies dürften nad) den bisher an die Deffentlichkeit gelang> 
ten Yeußerungen die hauptſächlichſten Kragen fein, die bei der Neu— 
Ihaffung der landeskirchlichen Berfaffung zu beantworten fein 
werden. Ein wichtiger Punkt ift jedoch noch nicht genannt worden. 
Es ijt die Frage: Welche Kormiftder Kirche als Gan— 
zemzugeben? Goll fie nad) der Art eines Vereins, einer Ge⸗ 
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noſſenſchaft, einer Geſellſchaft, einer Stiftung, einer Anftalt, der 
katholiihen Kirche, des Staates oder dergleichen geftaltet werden? 
Es hat den Anſchein, als jei diefe Frage "zweifelsfrei ſchon beant- 
mortet, als jei eine bejtimmte Form der Kirdye ftaatsgefeglicd 
bereits vorgejchrieben. Denn in dem grundlegenden Wrtikel 137 
der Weimarer Reichsverfaſſung heißt es: 

„Die Religionsgejellihaften bleiben Körperſchaften 
des öffentliden Rechtes, ſoweit fie ſolche bisher 
waren.“ 

Bei der Abfafjung diejer Beftimmung ift an die großen Kriftlichen 
Religionsgejellihaften mie die katholiſche Kirche und die evange- 
liſchen Landeskirchen gedacht worden, jo aud) an die [chlesmwig-hol- 
fteinifche Zandeskirhe. Wenn in diefer Weije einer jo wichtigen 
Zebenserjcheinung wie den großen Kirchen im Gtaatsgrundgejeße 
eine bejtimmte Organijationsform vorgejchrieben, wenn dieje Form 
jogar mit Namen genannt wird, jo jollte angenommen merden 
dürfen, daß damit alles ebenjo gejagt wäre, wie wenn es bieße: 
„Die Religionsgejellidaften .. . haben künftig die Form des ein- 
getragenen Vereins.“ Dem ijt jedoch nicht jo. Der Begriff der 
Körperihaft des öffentliden Rechtes jteht nicht feſt. Er fteht ſo— 
gar jo wenig fejt, daß man nicht einmal unbejtritten weiß, ob 
die großen evangeliihen Kirchen, jo auch die jchlesmwig-holitei- 
niſche Landeskirche, bisher ſolche Körperjchaften gemejen find. . Da 
jedoch bei der Abfafjung der genannten Beftimmung an die ſchles— 
wig-holjteinifche Landeskirche gedacht worden iſt (menn auch) mög- 
lichermeije irrtümlid)), jo wird zweckmäßig jo zu verfahren jein, 
als ob unjere Landeskirche eine Körperſchaft des öffentlichen Rech- 
tes geweſen jei. Sonſt könnten ji unliebfame Konjequenzen er: 
geben. | 

Wenn nun aud) der Begriff der Körperjchaft des öffentlichen 
Rechtes nicht feitjteht, jo ſchwebt er doc) dem öffentlichen Bewußt⸗ 
fein injomeit Rlar vor, daß fich jagen läßt: es ift eine Körperſchaft 
des öffentlihen Rechtes vorhanden, wenn diejes oder jenes Merk- 
mal bei einer zu gemeinfamem Zmecke verbundenen Berjonen- 
mehrheit gegeben ift, die — fofern eine jurijtiihe Einheit — nad) 
der Art des Staates organifiert ift. Es gibt bekanntlich auch Kör- 
perſchaften des Privatrechtes wie die Aktiengefellichaften, Gejell- 
Ichaften mit bejchränkter Haftung, die Vereine uſw. Gie find als 
juriftifche Berfonen nit dem Staate, fondern der Einzelperjon als 
Träger von Redten und Pflichten nachgebildet. 

Bon einer Körperſchaft des Höffentlihen Rechtes kann hier: 
nad) geſprochen werden: 

1. wenn Zwecke verfolgt werden, die nicht bloß privaten, jon- 
dern öffentlichen Charakter haben, und wenn um diefer Zwecke 
und deren Bedeutung für einen erheblichen Teil der Bevölkerung 
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willen eine „Dafeinsnotmwendigkeit“:) vorliegt, To daß 
nicht einfach durch Beſchluß eine Auflöfung ftattfinden kann; und 
wenn um desmillen eine bejonders geordnete öffentlich-rechtliche 
pojitive Staatsaufficht befteht, nicht bloß eine negative 
mie Sn den juriftifchen PBerjonen des Privatredjts (3. B. den Ver⸗ 
einen); | 

2. wenn die Befugnis vorhanden ift, für den eigenen Lebens- 
kreis Recht mit Bejegeskraft, nit bloß mit der Eigen- 
* von Vereinsſatzungen (wie z. B. in einem Ruderklub) zu 

etzen; 

3. wenn eine Körperſchaft gegenüber ihren Mitgliedern Hand— 
lungen vornehmen kann, die als Berwaltungsakte bezeid)- 
net werden, wenn der Staat fie feinen Untertanen gegenüber vor: 
nimmt, mie 

a. in der Form der Finanzhoheit (3. B. Steuerredjt), 

b. in der Korm der Disziplinargemalt über die Mit- 

glieder, insbejondere über die Organe, nad) der Art des 
ſtaatlichen Disziplinarredhts zum Unterjchiede von der Dis- 
ziplin in einem Bereine (3. 3. einem Ruderklub), 

c. duch Ausübung von Zwang ohne ridterlihes Ur- 

teil (3. B. Beitreibung von Steuern); 

4. wenn eine Zwangsmitgliedſchaftbeſteht, d. h. 
wenn die Mitgliedichaft nit auf Grund einer Einmeldung befteht, 
fondern 3. B. auf Grund des Wohnliges in einer bejtimmten Ge— 
meinde; das Recht des Austrittes kann, gebunden an beftimmte 
Bedingungen, allerdings gegeben jein. 

Es ijt nicht erforderlich, daß alle diefe Merkmale vorhanden 
find, damit von einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes geſpro— 
hen werden kann. Welche Merkmale vorhanden fein müſſen, 
darüber entſcheidet für den politiihen Willen, fie zu geben, eine 
Art Taktgefühl. Se nad) dem Wefen der Körperfchaft nimmt dies 
feine Anhaltspunkte. Die Entſcheidung wird anders fallen 3. 8. 
bei Verbänden wie den Ortskrankenkajfen, anders bei den Innun— 
gen, Handelskammern, Waffergenofjenjchaften und Deichverbän- 
den, anders bei der Kirche. Immerhin wird bei der künftigen kirch— 
lichen Berfaffungihöpfung zweckmäßig auf alle aufgezählten Merk- 


male fragend das Wugenmerk gerichtet werden. Ob dann der 


ſchleswig-holſteiniſchen Landeskirche alle von der’ verfafjunggeben- 
den Zandeskirchenverfjammlung beſchloſſenen Kompetenzen zujte- 
ben werden, iſt eine Frage, die nicht die Verfammlung allein ent: 
ſcheiden kann, jondern die außerdem von der Zuftimmung des 
Staates abhängt. 


10) Diefe Bezeichnung fowie die Art, das Weſen der Körperichaft des 
area Rechtes zu beftimmen, nämlid) durdy eine fogenannte disjunf- 
tive Definition, verdanke ich einem Kieler Fachkollegen. 
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Ein Problem, und kein leichtes, wird dabei anläßlich der 
Frage erwachſen, wie die Staatsaufficht zu ordnen iſt. Der Staat 
Rann auf die Aufficht über die Kirchen nicht verzichten, da diefe 
eine jtete Befahrenquelle für ihn bilden können, wie in neuerer Zeit 
ſich im Kulturkampfe offenbarte. Worin immer dies Befahrmo- 
ment jeinen Grund haben mag — der Staat kann ſich feines Auf: 
fihtsrechtes als eines Souveränitätsrechtes nicht begeben. Wie 
freilich dies mit dem Gaße 


„Jede Religionsgejellichaft ordnet und vermaltet ihre An- 
gelegenheiten jelbjtändig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gejeges“ (Reischverfajlung Artikel 137 Abf. 3 Satz 1) 


in Einklang gebracht werden kann, dies ijt nicht erfichtlich. Der 
Ausdruk „des für alle geltenden Gejeßes“ bedeutet nach) dem 
Wortlaute, daß der Staat den Kirchen gegenüber keine andere 
Auffiht ausüben will als gegenüber allen anderen Perjonen, d. h. 
gegenüber den Einzel- und jurijtiihen Perſonen des Privatredhtes. 
Mit dem Wefen der Körperjchaft des öffentlihen Rechtes ijt aber 
verbunden, daß der Staat, wie er diejen Körperjchaften pofitiven 
und bejonderen Schuß verleiht (vgl. oben unter 2 ff.), jo auch fie 
einer bejonderen und pofitiven Auffiht untermirft. 

Pan mag fragen, wie es möglich ijt, daß ein jo bedeutendes 
Rechtsinſtrument wie eine Staatsverfafjung derartige Unklarheiten 
enthalten kann. Und dod) ift es nicht zu verwundern. Nichts Be- 
ringeres verbirgt fi) dahinter als das alte Problem „Staat und 
Kirche“. Bisher hat es einer abjoluten Löſung gejpottet. 


Schluß. 

Gemaltig und tief find, wie durch die. bisherigen nüchtern— 
juriſtiſchen Betrachtungen vielleicht hindurch jcheint, die Fragen, 
die dur) das Problem der landeskirdhlichen Berfalfungsihöpfung 
berührt und beraufgeführt werden können. Bis an die Funda—⸗ 
mente des Menjchentums reichen ſie, und ihre Erörterung läßt 
denen das Blut jchneller kreiſen, die unter innerlidher Anteilnahme 
fi) mit ihnen befaffen. Die Aufgabe wäre mohl wert, daß die 
Liebe und Teilnahme aller ſie umfaßte. Ueber ihrer Behandlung 
ſcheint jedod) die Wolke eines Mißverſtändniſſes zu jchmeben. 
Senem Zujfammenhange mit den Fundamenten des Menjchen- 
tumes, oder anders ausgedrüct: der Allgemeingültigkeit jener 
Fragen entipriht an Ausmaß die Anteilnahme nicht, zu der die 
Menſchen unseres Zeitalters ſich fühig zeigen. Die Anteilnahme 
ift, von wenigen abgejehen, dem Grade nad) ſchwach. Sie brennt 
die Menſchen nicht, die fie haben, oder doch nur wenige. Dazu ift 
die Zahl derer Rlein, die überhaupt an der Kirche und ihrem 
Leben Anteil nehmen. Leicht könnte der Schatten diefer Wolke 





lähmend auf die wirken, die ſich an die Bewältigung des Werkes 


gemacht haben. Und doch darf dies nicht der Fall ſein, wenn die 


Verfaſſung die beſt-mögliche werden ſoll, wie fie es muß. 

Es braudt auch nicht der Fall zu fein. Zwar find die äuße- 
ren Umftände ungünftig. Die Bemußtfeinslage unferes Zeitalters 
ift überwiegend nicht fo, daß fie die Elemente enthielte, welche die 
erforderlichen Hohen Spannungen der Geele hervorbringen. Un» 
ferem Zeitalter ift vielmehr nad) der Geite der Bemußtfeinsquali- 
tät eine Scheu vor jeelifhen Spannungen eigen, es fei denn intel: 
lektualiftifchen, die eben und freilich fein Wejen zu entſcheidendem 
Zeile bejtimmen. Der \ntellektualismus aber ift der Tod des 
Seeliſch-Religiöſen. Der Intellektualismus jedoch wird ſchwerlich 
ein Bleibendes jein, jondern wird einer Welle verglichen werden 
können, die über die Menjchen hingeht, der andere Wellen folgen. 

Mag in der gegenwärtigen Epoche eine Neigung vormwie- 
gen oder herrſchen, die Welt und das Menfchenleben unter Leug- 
nung defjen, was über die Erfahrung des Tages hinausgeht, intel- 
lektualijtilch-individualiftiich zu erklären — die Tatjache bleibt be- 
ftehen, wenn aud) zu Zeiten vielleicht verſchüttet: es gehört zu den 
Grundtatjadhen des Menfchentums ein Befühl des Abgeleitetfeins 
aus einem Höheren, Umfafjfenden und umgekehrt eines Dranges, 
dies Höhere, Umfaffende felbjt wieder zu faffen. Aus einem Wert, 
“ der im Unendlichen liegt, entipringt gleihjam das Leben. Einem 
ahnenden Bemüte ift diefer Wert als Lebensreiz gegenmärtig, wie 
der Dichter von der „Allmacht“ fingt: 


Du börft fie in des grünen Waldes Befäufel, 
Siehſt fie in mogender Saaten Bold, 

In liebliher Blumen glühendem Schmelz, 
Im Glanz des fternbejäeten Himmels. 


Furchtbar tönt fie im Donnergeroll 
Und flammt in des Blißes 

. Schnell hinzuckendem Flug. 
Doc kündet das pochende Herz 
Dir fühlbarer nod) 
Tehovas Macht, des ewigen Gottes, 
Blickjt du flehend empor 
Und hoffft auf Huld und Erbarmen. 


Einem Ahnen kann Jo der unendliche Wert gegenmärtig fein. 
Dem Begreifen mollenden Bemwußtjein entſchwindet er gleihjam 
im Augenblick des Erfaffens. Es bleibt ein leidvoller Drang dem 
Unendlichen zu, und in dem Sich-Strecken nad) dem nun gleichſam 
im Unendlihen liegenden Werte findet unjer Leben feine Ent- 
Wickelung. Je größer das Leid um das ſcheinbar Entſchwundene 


ift, defto ftärker kann die Leidenſchaft des Sich-Strechens werben, 


defto größer der Reiz zu leben. In joldem Gefühl befteht 


E < — — Peer Var | Te i 
— ’ 


Oun 





44 


das, was Religion genannt wird. Es gehört zu den Elementen, 
die das Menſchentum ausmachen, und ift unvergänglid. Wo Men- 
ſchen ſolches gemeinjichaftlid empfinden — und zu gemeinſchaft— 
lihem Empfinden fühlen fie fih als Menſchen gedrängt —, da ift 
Kirche. Denn nichts anderes, aber eben dies iſt die Kirche in ihrem 
erften und befonderen Ginne: der „jihtbare Träger jeelifcher In— 
nerlichReit“, die „Sichtbarkeit der Religion“. Eine zentrale Be— 
deutung hat fie darum für das Leben. In ihr kommt zum Aus— 
druck, daß „die jeelifhe Spannung nad) außen dringt“, daß „pie 
frohe Botſchaft vom „ewigen Leben“ verkündet werden will, daß 
das Dafein von diejem zentralen Werte aus geprägt, um ihn grup— 
piert zu werden“ ſich drängt, wie es ein des Lebens kundiger 
Nicht-Theologe ausgedrückt hat "'). „Wer die Natur beherrichen will, 
muß ihr dienen. Die praktifhen Notwendigkeiten treten in den 
Vordergrund, und die höchfte innere Freiheit verwandelt fich in 
organifatorifchen Zmang“. So entfteht die Kirche als Organifation. 
Gegen die Anerkennung dejjen, daß der Untergang des 
Abendlandes hereinbricht, jträubt das lebendige Leben ih. Mag 
der Untergang unſer Schickſal genannt werden, ein lebendes Ge— 
ſchlecht wird ſolchem Schickſal troßen mollen. Wie die Rettung 
Deutichlands aus jeinem gegenmärtigen Unglük dann gegeben 
fein kann, wenn die deutijhen Menſchen dem Unglück miderftre- 
ben, jo mag eine vermehrte und unendliche Geligkeit für die Men- 
ſchen unseres Zeitalters im Willen zum Troß gegen das Schickjal 
des Unterganges oder den Schein eines ſolchen liegen. Die Men- 
fchen aber, die in folhem Willen fich verbunden fühlen, find eine 
eigene Gemeinde, eine „Gemeinſchaft des Heiligen Geiftes“, menn 
man fo will. Darin kann die Aufgabe der Kirche liegen, aud) 
heute noch und gerade heute, die, in denen jene Leidenjchaft 
des Sich-Strechens nad) dem Werte im Unendlichen brennt, zu 
einer Gemeinſchaft des Heiligen Geiſtes Memmennieen im 
Sinne des Geſanges Guſtav Adolfs: 


Verzage u Du Häuflein Rlein! 


) Siehe die Schrift des Gejandten Gerhardvon Mutius „Die 
drei Reiche”, Kapitel „Staat und Kirche“, Geite 81ff. (Berlin 1920, Weid- 
mannfche Buchhandlung). 


Nachtrag. 


In dem gegebenen Ueberblick über die mutmaßlichen Haupt: 
fragen der kommenden Kirchenverfafjunggebung find — morüber 
ih nad) Fertigjtellung des Druces dankbar Mitteilung empfing — 
einige Punkte nicht genügend hervorgehoben worden, deren Her: 
ausftellung aber gewünſcht wird. Es jei geftattet, fie in dieſem 
Nachtrage Rurz zu bezeichnen. 


1. Bon grundjäglicher Bedeutung ift — und hierüber gehen 
die Meinungen entjcheidend auseinander —, ob die künftige Ber: 
fafjung der Kirche von der Einzelgemeinde oder vom In— 
dDividuum als konftituierendem Bejtandteil der Kirche aus: 
gehen wird. Nicht nur die juriftiihe Frage, ob die Mitgliedichaft 
in der Landeskirde vom Einzelnen als ſolchem ermorben und 
ob die bezügliden Beftimmungen hierauf zugejchnitten merden 
müſſen oder ob die Mitgliedjchaft des Einzelnen in der Geſamt— 
kirche durd) feine Mitgliedichaft in einer Einzelgemeinde vermittelt 
wird, ift hiervon abhängige Es ſpielen auch die Fragen der 
Pfarrerwahl, ob „Synodaliyftem oder: nicht“, der Verantwortlich— 
keiten, der Zufammenfetung der Propfteifygnoden und der Ge— 
ſamtſynode, des kirchlichen Wahlrechts (ob Verhältnismahl), der 
Rechtsftellung der Beijtlichen (ob Gemeinde- oder Landeskirchen- 
beamte), des Propſtenwahlrechts, der Gelbjtvermaltung u. a. m. 
hinein. 

2. Hinter dem durd) die Worte „Ronfiftorial»,,Episko- 
pal- Synodaljsyftem“ bezeichneten Problem (ſ. o.) jteht der 
Begenfaß zweier Anſchauungen. Es fragt fi), ob bei 
der künftigen VBerfaffung der Nachdruck gelegt werden joll auf 
bie Elemente des Beharrenden, Konjervativen, oder des Pro= 


greifiven, zur Weiterentwickelung Drängenden, die allem menſch- 


lihen LXeben eigen find. Nach der Entiheidung diejfer Frage wird 
die Entjcheidung darüber zu treffen jein, ob der Schwerpunkt in 
der Leitung der Kirche in die Hände der Regierungsbehörde oder 
eines weſentlich ſynodal beftimmten Elementes zu legen ift. Auch 
an diejer Frage jcheiden ſich die Beifter, wie fie fi) auf dem Ge— 
biete des ftaatlihen Lebens Tcheiden an der Frage „Konfervativ 
oder Fortichrittlih“ und den Imponderabilien, die damit zuſam— 
menbängen. 
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3. Mit der Frageftellung „Bolkskicrdhe oder nidht?“ 
werden die Bedanken verbunden, ob die Kirdye nur denen ge- 
hören und aus denen fich zufammenfegen fol, die fich ausdrück— 
lich zu ihr bekennen, oder ob fie die „Heimat aller Betauften“ 
zu fein bat. In diefem Zufammenhange iſt Das Streitmort „Be— 
Renntniskirhe oder nicht?“ gebildet worden. Würden 
die Betauften die Kirche bilden im GBegenfaße zu nur benen, die 
fih zu ihr bekennen (etma durdy ausdrückliche Einmeldung), jo 
würde die Kirche in bejtimmten Hinfidten den Charakter einer 
Miffionsanftalt tragen, nicht blos ben einer Feierkirhe. Denn 
nicht alle, die ihr juriftifch angehörten, würden Rirchenglieder im 
geijtliden Sinne fein. Unter ihnen hätte die Kirche „Million“ zu 
treiben, d. h. um ihre Seelen zu werben, nicht um ihre juriftifche, 
fondern um ihre geiftlide Mitgliedfchaft zu gewinnen. Den Cha— 
takter der Kirche als Gejamtperjönlidgkeit ſowohl als aud ihre 
Stellung im Bolke von Schleswig-Holjtein würde die Entichei- 
dung in dem einen oder dem anderen Ginne maßgeblid beein- 
flufjen. 

4. Auf die Bedeutung des Pfarrwahlrechtes, ob und 
unter welden Bedingungen die Gemeinden ihre Pfarrer jelbft 
wählen, ob auf PBräfentation durch die Kirchenregterungsbehörde, 
duch einen Patron, durch ein Bemeindeorgan ufw., kann bier 
nur kurz bingemwiefen werden, desgleichen darauf, ob. es fi emp- 
fiehlt, etwa in beftimmter Reihenfolge Wahl durch die Gemeinde 
mit Befeßung durch die Regierungsbehörde abwechſeln zu lajfen. 

5. Das Problem der Stellung der Kirche zum Religi- 
onsunterridt konnte oben nur genannt werden. Zu einer 
näheren Behandlung im Rahmen diefer Darftellung iſt es zu 
kompliziert. Es kann feiner Bedeutung nach gemeljen werden 
etwa an dem Worte, daß, wer die Jugend bat, audy die Zukunft 
bat. Die ganze Frage des moraliiden „Wiederaufbaus“ mird 
hiermit in Zufammenbhang gebradt. Hter kann nur die Anregung 
zu eigenem, weiterem Studium gegeben werden. Dies gilt zwar 
auch von allen behandelten Punkten, von diefem jedoch in be- 
fonders ftarkem Maße, wie denn auf eine erjchöpfende Behand- 
lung fomohl der Zahl der Probleme als audy) dem inneren Be- 
halte der herausgegriffenen Punkte nad) angeſichts des beſchränk⸗ 
ten Umfanges diejer Schrift verzichtet werden mußte. 












